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I.  Einleitung. 

Die  Hanse  und  Holland1  bis  zum  Jahre  1474 2. 

Solange  die  Holländer  sich  darauf  beschränkten,  in  geringem 
Umfange  Korn  aus  den  Ostseeländern  durch  den  Sund  nach  Westen 
zu  führen,  fehlte  es  an  Reibungsflächen  zwischen  ihnen  und  den 
Hansen.  Gegen  Ende  des  14.  Jahrhunderts  gelang  es  ihnen  in- 
dessen, sich  auch  am  Transport  der  baltischen  Wertwaren,  ja  sogar 
am  Handel  mit  ihnen  zu  beteiligen.  Auch  diese  brachten  sie  durch 
den  Sund  nach  dem  Westen,  woher  sie  Baiensalz  oder  wertvolle 
Stückgüter  einführten.  Dadurch  aber  drangen  sie  in  Handels- 
zweige ein,  die  Lübeck  und  seine  wendischen  Genossen  vorzugs- 
weise pflegten.  Die  wendischen  Kaufleute  zogen  dem  gefahrvollen 
Wege  um  Skagen  den  sicheren  über  die  Trave  vor.  Dadurch 
floß  besonders  den  Lübeckern  in  jedem  Jahre  bedeutender  Gewinn 
zu.  Sie  wurden  daher  am  empfindlichsten  getroffen,  wenn  jetzt 
ein  Teil  der  Wertwaren  von  den  Holländern  um  Skagen  geführt 
wurde,  und  gingen  mit  ihren  wendischen  Genossen  auch  zuerst 
dagegen  vor:  Auf  der  1423  in  ihren  Mauern  abgehaltenen  Tag- 
fahrt ward  auf  ihren  Vorschlag  hin  den  Holländern  der  Handel 
in  Livland  verboten. 


1 Unter  diesem  Namen  fassen  wir  der  Gewohnheit  gemäß  die  Ge- 
biete Holland,  Seeland  und  Westfriesland  (ohne  Groningen)  zusammen. 

2 Dieses  Kapitel  beruht  in  Sonderheit  auf  den  Darstellungen  von 
E.  Daenell,  Die  Blütezeit  der  deutschen  Hanse ; D.  Schäfer,  Die  deutsche 
Hanse;  Smit,  De  opkomst  van  d$n  handel  van  Amsterdam;  W.  Stein, 
Beiträge  zur  Geschichte  der  deutschen  Hanse;  W.  Vogel,  Kurze  Ge- 
schichte der  deutschen  Hanse. 
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Allein  der  Vorstoß  mißlang:  Im  Kopenhagener  Waffenstill- 
stand vom  August  1441,  der  dem  1438  ausgebrochenen  Kriege 
zwischen  den  wendischen  Städten  und  den  Holländern  ein  Ende 
machte,  gewährleisteten  beide  Gegner  einander  freien  Verkehr 
und  versprachen,  alle  diesen  hindernden  Neuerungen  wieder  zu 
beseitigen  \ 

In  Kopenhagen  wurde  wenige  Tage  darauf,  am  6.  September 
1441,  auch  die  wegen  der  1438  erfolgten  Wegnahme  der  preußisch- 
livländischen  Baienflotte  durch  die  Holländer  entstandene  Ver- 
stimmung zwischen  Danzig  und  Holland  durch  einen  Vertrag  be- 
hoben, demzufolge  sich  die  Holländer  zu  einer  Schadenersatzzahlung 
von  9000  U Grote  flämisch  verstanden* 

Bemerkenswert  ist  vor  allem,  daß  im  Laufe  des  erwähnten 
wendisch-holländischen  Krieges  der  hansisch-holländische  Gegen- 
satz auf  einen  neuen  Kampfplatz,  nach  Dänemark,  hinübergespielt 
worden  war.  Das  hing  damit  zusammen,  daß  der  holländische 
Ostseehandel  am  Sunde  seine  verwundbarste  Stelle  besaß.  Ein 
hansisch  - dänischer  Konflikt,  der  die  Sperrung  des  Sundes  von 
seiten  der  Hanse  zur  Folge  hatte,  mußte  auch  die  Holländer 
schwer  schädigen  und  konnte  sie  zur  Aufgabe  ihrer  Neutralität 
veranlassen.  Zum  andern  mußten  die  Hansen  bei  einem  Kriege 
mit  den  Holländern  zur  besseren  Durchführung  der  Sundsperre 
stets  bemüht  sein,  den  Beherrscher  der  Sundstraße  für  sich  zu 
gewinnen. 

Hier  lagen  die  Keime  zu  späteren  Verwicklungen.  Sie  wurden 
noch  vermehrt  durch  die  einsetzenden  Bemühungen  der  Holländer, 
sich  in  Norwegen,  besonders  in  Bergen,  neue  Handelsgebiete  zu 
schaffen.  Bei  dieser  Lage  der  Dinge  bot  sich  der  dänischen  Politik 
jetzt  die  Aussicht  dar,  die  politische  und  wirtschaftliche  Abhängig- 
keit Dänemarks  von  der  Hanse  dadurch  zu  lockern,  daß  sie  die 
beiden  Wettbewerber,  Hansen  und  Holländer,  gegeneinander  aus- 
spielte. 

Auch  im  Westen  hatte  sich  inzwischen  eine  Wandlung  der 
Verhältnisse  zuungunsten  der  Hanse  vollzogen2.  1433  waren  die 

1 Daenell,  Blütezeit  I,  320;  Vogel,  Hanse  S.  77;  Smit,  Opkomst 
S.  302. 

2 Vgl.  für  das  Folgende:  W.  Stein,  Die  Burgunderherzöge  und  die 
Hanse,  Hans.  Geschichtsbl.  Jahrg.  1901  S.  9 ff. 

% 
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Grafschaften  Holland,  Seeland  und  Westfriesland  mit  Flandern 
und  Brabant  unter  das  Szepter  eines  Herren  vereinigt  worden. 
Damit  fiel  für  die  Hanse  die  Aussicht  weg,  die  Handelseifersucht 
der  Fürsten  der  einzelnen  Gebiete  wie  in  früherer  Zeit  zu  ihrem 
Vorteil  auszunutzen. 

Wohl  strebten  auch  in  der  Folgezeit  einzelne  burgundische 
Landesteile  danach,  ihre  Sonderinteressen  im  Bunde  mit  der  Hanse 
gegenüber  andern  geltend  zu  machen,  aber  je  mehr  sie  unter  die 
Zentralregierung  gebeugt  wurden,  um  so  weniger  Kraft  besaßen 
sie,  sich  gegen  deren  Willen  zum  offensichtlichen  Schaden  einer 
andern  Landschaft  durchzusetzen1. 

Noch  eine  andere  Erwägung  mußte  sich  von  nun  an  den 
lübischen  Politikern  aufdrängen:  Maßregeln  gegen  den  Handel 
einer  burgundischen  Provinz  konnten  in  Zukunft  unter  Umständen 
den  hansischen  Verkehr  im  ganzen  burgundischen  Reiche  in  Ge- 
lfahr bringen. 

Der  Ostseehandel  der  Holländer  machte  um  die  Mitte  des 
Jahrhunderts  infolge  der  von  hansischer  Seite  über  Flandern  ver- 
hängten Handelssperre  nicht  unbedeutende  Fortschritte. 

Auch  zu  Christian  I.  unterhielten  sie  gute  Beziehungen.  Die 
starke  Spannung  zwischen  ihm  und  den  wendischen  Städten  während 
der  fünfziger  Jahre  veranlaß te  diesen  zu  Privilegienverleihungen 
an  die  Holländer,  insbesondere  die  Amsterdamer. 

Als  er  indessen  Ende  der  sechziger  Jahre  infolge  der  inneren 
Schwierigkeiten  in  Schweden  auf  die  Freundschaft  der  wendischen 
Städte  angewiesen  war,  vermochten  ihn  diese  1469,  den  holländischen 
Handel  in  Norwegen  wieder  auf  ein  ganz  geringes  Maß  zu  be- 
schränken 2. 

1 Vgl.  z.  B.  die  Erneuerung  des  Brügger  Stapelzwanges  für  die 
Holländer  1499  ff.  — Kapitel  III. 

2 Vgl.  dazu  auch  Daenell,  Blütezeit  II,  S.  216  ff.  Bruns,  Die  Lü- 
becker Bergenfahrer  XIII.  Die  Holländer  sollten  nur  in  Bergen  gelitten 
werden;  nur  zwei  Schiffsladungen  durften  sie  jährlich  dorthin  führen 
und  ihre  Tuche,  Kramwaren  und  Spezereien  nur  im  großen  in  zwei 
Garden  an  der  Südseite  des  Hafens  absetzen.  Das  1470  auf  Vorstellungen 
des  burgundischen  Herzogs  den  Amsterdamern  gewährte  Privileg,  das 
ihnen  den  Handel  in  kleinen  Mengen  für  ganz  Bergen  mit  Ansnahme 
der  deutschen  Brücke  freigab,  mußte  Christian  schon  1471  auf  Drängen 
der  Hansen  widerrufen. 


8 


Wenige  Jahre  später  holten  sie  zu  einem  starken  Schlage 
gegen  den  holländischen  Ostseehandel  aus,  indem  sie  auf  dem 
Hansetage  vön  1470  eine  Reihe  von  Verordnungen  erneuerten, 
die  in  ihrer  Gesamtheit  das  System  des  Zwangsstapels  zu  Brügge 
ausmachten1.  Alle  Wertwaren  des  Ostens  und  Nordens  wie  des 
Westens2  sollten  von  nun  an  nach  Brügge  zum  Stapel  gebracht 
/werden.  Brügge  hatte  einerseits  als  Tuchmarkt  für  die  Hansen 
den  großen  Vorteil,  daß  sie  hier  beim  Einkauf  der  Laken  vermöge 
ihrer  Privilegien  weniger  mit  Abgaben  beschwert  wurden  als  die 
Holländer  und  übrigen  Niederländer,  andererseits  mußten  die 
holländischen  Laken,  wenn  sie  erst  über  Brügge  ihrem  Bestim- 
mungsort im  Osten  zugeführt  wurden,  infolge  der  vermehrten 
Transportkosten  und  Abgaben  im  Preise  steigen  und  dadurch  ihre 
Konkurrenzfähigkeit  gegenüber  den  größtenteils  von  den  Hansen 
zum  Verkauf  gebotenen  flandrischen  Laken  einbüßen. 

Aber  damit  nicht  genug.  Um  eine  Gewähr  dafür  zu  haben, 
daß  dem  Stapelgebote  Folge  geleistet  wurde,  beschränkte  man 
den  Verkehr  mit  den  ihm  unterworfenen  Gütern  auf  die  Straße 
Lübeck — Hamburg.  Von  Hamburg  aus  brachte  eine  Anzahl  Schiffe,' 
die  Hamburg  und  Lübeck  dort  gemeinsam  bereit  hielten,  sie  nach 
Brügge.  Kaufleute,  die  Stapelgut  aus  dem  Osten  um  Skagen  zu 
führen  gedachten,  mußten  einen  Eid  ablegen,  daß  sie  es  zunächst 
nach  Brügge3  bringen  würden. 

Es  ist  klar,  daß  auch  diese  zweite  Seite  der  Stapelordonnanz 
eine  starke  Beeinträchtigung  für  den  Handel  der  Holländer  be- 
deutete. Es  sollte  ihnen  eben  die  Mitwirkung  am  Austausch  der 
Wert  waren  des  Westens  und  Ostens  verleidet  werden.  Gelang 
das,  so  war  auch  die  Gefahr,  daß  der  Wert  Warenhandel  mehr  und 
mehr  die  Sundstraße  benutzen  würde,  größtenteils  beseitigt.  Wider- 
spruch gegen  die  Stapelbestimmungen  von  seiten  der  Holländer 
konnte  daher  nicht  ausbleiben. 


1 Vgl.  für  das  Folgende : Daenell,  Blütezeit  II,  S.  70  ff.,  85  f.,  97  ff. 
Rogge,  Der  Stapelzwang  des  hansischen  Kontors  zu  Brügge,  S.  8 ff.,  16  ff. 

2 Wachs,  Metalle,  Fellwerk,  Waidasche,  Fette,  Wolle,  Flachs,  Hanf, 
Werg,  Leinwand,  Tuche.  Nicht  von  der  Verfügung  getroffen  wurden 
die  Massengüter  des  Ostens  wie  Holz,  Getreide,  Teer  u.  a.  m. 

3 oder  einem  der  freigegebenen  Märkte  von  Antwerpen  oder 
Bergen  op  Zoom. 
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Aber  auch  die  Preußen  und  Livländer  wie  die  Städte  an  der 
Südersee  wollten  von  einer  derartigen  Beschränkung  des  hollän- 
dischen Handels  nichts  wissen.  In  Preußen  und  Livland  waren 
die  Holländer  gern  gesehene  Gäste.  Ihre  Fahrzeuge  boten  den 
Preußen  und  Livländern  eine  willkommene  billige  Beförderungs- 
gelegenheit und  machten  sie  von  der  wendischen  Reederei  unab- 
hängig. Die  Süderseer  wurden  bei  ihrer  ähnlichen  geographischen 
Lage  in  ähnlicher  Weise  von  den  Verordnungen  getroffen  wie  die 
Holländer1.  Von  größter  Tragweite  aber  war  doch  der  Wider- 
stand der  Holländer.  Sie  riefen  die  Hilfe  Karls  des  Kühnen  an. 
Die  Sache  lag  für  diesen  nicht  einfach.  Denn  Brügge,  dem  der 
hansische  Stapelzwang  bedeutende  Vorteile  brachte,  gehörte  ja 
auch  seinem  Reiche  an.  Schließlich  aber  gelang  es  den  Holländern 
doch,  den  Herzog  für  sich  zu  gewinnen,  so  daß  dieser  von  der 
Hanse  die  Aufhebung  der  Stapelordonnanz  verlangte.  Die  Er- 
wägung, daß  auch  Flandern,  eines  ihrer  Haupthandelsgebiete,  zum 
Machtbereich  des  Burgunders  gehöre,  die  ablehnende  Haltung  der 
preußisch-livländischen  Städte  und  schließlich  die  Lage  der  Dinge 
im  skandinavischen  Norden  wird  sie  veranlaßt  haben,  ihm  zu  will- 
fahren. Am  29.  April  1474  schlossen  sie  mit  ihm  zu  Utrecht  einen 
Vertrag  ab.  Darin  wurde  ein  neuer  Stillstand  bis  zum  1.  Januar 
1477  vereinbart2.  Für  die  Dauer  desselben  sollten  die  Holländer 
vom  Brügger  Stapelzwange  befreit  sein.  Dafür  brauchte  der  han- 
sische Kaufmann  in  den  Landen  des  Herzogs  von  Burgund  nur 
zwei  Zölle  zu  entrichten. 

II. 

Von  1474  bis  zum  Hansetage  von  1487. 

Im  selben  Jahre,  da  die  Beziehungen  der  Holländer  zu  den 
wendischen  Städten  vertragsmäßig  geregelt  wurden,  trat  in  ihrem 

1 Die  süderseeischen  .Städte  lagen  dem  Stapel  so  nahe,  »daß  sie 
auch  ihre  heimischen  Häfen  an  seine  Stelle  setzen  konnten»  (Schäfer, 
Die  deutsche  Hanse,  S.  98).  Köln  kam  zunächst  nicht  in  Frage,  weil 
die  gleiche  Versammlung,  die  die  Stapelbeschlüsse  veröffentlichte,  den 
Ausschluß  dieser  Stadt  aus  der  Hanse  aussprach  (1.  April  1471).  Vgl. 
Daenell,  Blütezeit  II,  S.  105. 

2 Der  in  Kopenhagen  1441  abgeschlossene  Stillstand  war  1451  und 
1461  um  weitere  zehn  Jahre  verlängert  worden,  aber  1471  abgelaufen, 
ohne  daß  es  zu  weiteren  Vereinbarungen  gekommen  wäre. 
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Verhältnis  zu  Danzig  eine  Trübung  ein.  Während  des  hansisch- 
englischen Krieges  von  1469  bis  1474  war  im  April  1473  dein 
Florentiner  Tommaso  Portinari  ein  unter  burgundischer  Flagge 
segelndes  Schiff  mit  reicher  Ladung  von  dem  Danziger  Auslieger 
Paul  Beneke  weggenommen  worden.  Der  Geschädigte  hatte  sich 
an  Herzog  Karl  den  Kühnen  gewandt  und  im  Mai  desselben  Jahres 
einen  Arrestbefehl  von  ihm  erwirkt,  demzufolge  er  alles  hansische 
Gut  in  den  Niederlanden  bis  zur  Höhe  des  Wertes  der  genommenen 
Waren  beschlagnahmen  durfte1.  Im  Utrechter  Vertrag  vom  April 
1474  war  den  wendischen  Städten  von  Karl  zugestanden  worden, 
daß  ein  Glied  der  Hanse  in  den  Niederlanden  nicht  für  das  Ver- 
schulden eines  andern  haftbar  gemacht  werden  sollte.  So  waren 
sie  vor  Arrestierung  ihrer  Waren  durch  Portinari  gesichert. 
Danzig  aber  mußte  fürchten,  daß  der  Kläger,  nachdem  die  Be- 
schlagnahme hansischer  Güter  in  Flandern  infolge  des  Ein- 
schreitens der  Lede  mißglückt  war,  jetzt  in  andern  niederländischen 
Provinzen,  etwa  in  Holland,  die  Festnahme  von  Danziger  Gut  ver- 
anlassen werde2. 

Dadurch  wurden  viele  Danziger  abgeschreckt,  Holland  während 
dieses  Jahres  zu  besuchen.  Umgekehrt  wagte  auch  mancher  Hol- 
länder die  Fahrt  nach  Danzig  nicht,  da  er  besorgte,  man  würde 
bei  Arrestierung  von  Danziger  Kaufleuten  in  Holland  zu  Gegen- 
maßregeln schreiten3.  Dasselbe  Bild  zeigt  der  Verkehr  zwischen 
Holland  und  Danzig  in  der  ersten  Hälfte  des  Jahres  1475 4. 


1 Vgl.  über  den  Portinari-Streit:  v.  d.  Ropp,  Zur  Geschichte  des 
Alaunhandels,  Hans.  Geschichtsbl.  Jahrg.  1900  S.  119 — 136.  O.  Meltzing, 
Tommaso  Portinari  und  sein  Konflikt  mit  der  Hanse,  Hans.  Geschichtsbl. 
Jahrg.  1906  S.  101—123. 

2 Hatte  doch  schon  Anfang  Februar  1474  ein  Haarlemer,  der 
gleichfalls  durch  Danziger  Auslieger  im  vorigen  Jahre  Schaden  erlitten 
hatte,  auf  Grund  eines  vom  Herzog  ausgestellten  Arrestbefehls  sich  an 
Danziger  Waren  in  Rotterdam  schadlos  gehalten,  ohne  daß  die  Rotter- 
damer  ihn  daran  hatten  hindern  können.  HUB.  X Nr.  278,  309. 

3 Wirklich  wurde  auch  1474  ein  Haarlemer  Schiff  mit  Ladung  in 
Danzig  arrestiert  (HUB.  X Nr.  366 ; S.  228  A.  2). 

4 HUB.  X Nr.  307,  391.  — 1474  liefen  nur  13,  1475  nur  38  Hol- 
länder in  Danzig  ein,  dagegen  in  friedlichen  Zeiten,  z.  B.  1476,  116  Schiffe. 
Vgl.  Lauffer,  Danzigs  Schiffs-  und  Warenverkehr  am  Ende  des  15.  Jahr- 
hunderts, Zeitschrift  des  Westpreußischen  Geschichtsvereins  Bd.  33  S.  8. 
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Im  Frühjahr  1475  schien  auch  das  Einvernehmen  der  Hol- 
länder mit  den  wendischen  Städten  aufs  neue  gefährdet.  Lübeck 
entschloß  sich  im  März,  an  dem  im  vorigen  Jahre  ausgebrochenen 
Reichskriege  gegen  Karl  den  Kühnen  teilzunehmen.  Dazu  ver- 
anlaß te  es  »das  nahe  Verhältnis  des  Burgunders  zum  dänischen 
Herrscher,  dessen  Bruder  in  Oldenburg  und  andern  ausgesprochenen 
Städte  feinden« 1. 

Als  das  lübische  Kontingent  im  April  nach  dem  Rheine  auf- 
brach , entsandte  Lübeck  seinen  Sekretär  Bersenbrugge  nach 
Holland,  um  dort  seine  Teilnahme  am  Kriege  mit  dem  Gebote  des 
Kaisers  zu  begründen  und  den  Holländern  auch  weiterhin  Sicher- 
heit zu  versprechen. 

Amsterdam  und  die  Städteversammlung  im  Haag  nahmen  die 
lübische  Botschaft  wohlwollend  auf  und  sandten  einen  Boten  zum 
Herzog  ins  Lager  vor  Neuß,  ihm  die  Sache  vorzustellen.  An- 
gesichts des  gespannten  Verhältnisses  zu  Danzig2  wollten  sie  nicht 
auch  noch  das  Einvernehmen  mit  den  wendischen  Städten  aufs 
Spiel  setzen,  noch  dazu  wegen  eines  Krieges,  der  für  sie  von 
keinem  Interesse  war.  Eine  Antwort  des  Herzogs  ist  nicht  ein- 
gelaufen. Der  Friedensschluß  zwischen  ihm  und  Friedrich  III.  im 
Juni  befreite  die  wendischen  Städte  aus  ihrer  eigenartigen  Stellung 
gegenüber  den  Holländern3. 

Seit  Anfang  des  Jahres  waren  diese  bemüht,  den  Danzigern 
von  Karl  Sicherheit  vor  Arrestierung  in  Sachen  Portinaris  und 
apderer  Geschädigter  zu  erwirken.  Sie  waren  nicht  gesonnen,  um 
Portinaris  willen  auf  den  Verkehr  mit  Danzig  noch  länger  zu  ver- 
zichten. Im  August  hatten  sie  Erfolg:  Karl  gewährte  den  Holland 
besuchenden  Danzigern  bis  zum  1.  November  1477  Sicherheit  vor 
der  Ausführung  der  Arrestbefehle.  Danzig  versprach  nun  seiner- 
seits den  Holländern  Sicherheit  für  dieselbe  Zeit,  und  so  konnte 

1 v.  d.  Ropp,  HR.  II  7 S.  VI. 

2 Dazu  kam,  daß  die  Holländer  seit  1475  mit  Frankreich  im  Kriege 
lagen.  80  Schiffe  der  holländischen  Baienflotte  fielen  den  Franzosen  in 
diesem  Jahre  in  die  Hände.  J.  ter  Gouw,  Geschiedenis  van  Amsterdam  III, 
S.  102—109. 

3 HR.  II  7 S.  458  A.  1 ; Nr.  291 ; 300  §§  5,  12—16.  HUB.  X S.  256 
A.  32.  Vgl.  ferner:  v.  d.  Ropp,  Die  Hanse  und  der  Reichskrieg  gegen 
Burgund,  Hans.  Geschichtsbl.  Jahrg.  1898  S.  41 — 55.  Daenell,  Blüte- 
zeit II  S.  136. 
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1476  der  Verkehr  zwischen  ihm  und  den  Holländern  wieder  in 
der  gewohnten  Weise  stattfinden1. 

Der  Waffenstillstand  zwischen  Holland  und  den  wendischen 
Städten  sollte  am  1.  Januar  1477  sein  Ende  erreichen.  Beide 
Kontrahenten  hatten  1476  den  Wunsch,  ihn  um  mehrere  Jahre  zu 
verlängern.  Die  wendischen  Städte  ermächtigten  den  Kaufmann 
zu  Brügge,  eine  Verlängerung  auf  4 bis  6 Jahre  herbeizuführen2 3 * * * *. 
Die  Holländer  bemühten  sich  im  darauffolgenden  Winter  um  Ver- 
längerung beim  Kaufmann  zu  Brügge.  Dieser  ging  indessen  nicht 
allzu  bereitwillig  auf  ihren  Wunsch  ein,  sondern  ließ  Klagen  über 
Verletzung  des  jüngst  geschlossenen  Vertrages  laut  werden8. 

Diese  selbständige  Handlungsweise  des  Kontors  steht  sicher- 
lich in  Zusammenhang  mit  dem  Mißgeschick,  das  Karl  den  Kühnen 
von  Burgund  im  letzten  Jahre  heimgesucht  hatte.  Hatte  der  Kauf- 
mann zu  Brügge  1474  auf  seine  Forderung,  den  Stapel  auf  die 
Holländer  auszudehnen,  schweren  Herzens  verzichten  müssen,  so 
glaubte  er  jetzt  vielleicht  die  Zeit  gekommen , einen  günstigeren 
Vertrag  zu  schließen,  mindestens  aber  Abstellung  von  mancherlei 
Übertretungen  des  Utrechter  Vertrages,  die  sich  die  Holländer  er- 
laubt hatten,  zu  erlangen.  So  lief  der  Stillstand  Silvester  1476  ab, 
* ohne  daß  man  zu  irgendwelchen  neuen  Abmachungen  gelangt  wäre. 

Da  verschob  sich  die  Lage  weiter  zugunsten  des  deutschen 
Kaufmannes,  als  zu  Anfang  des  neuen  Jahres  die  Kunde  von  Karls 
des  Kühnen  Tode  seine  Lande  durcheilte.  Feinde  bedrohten  von 
außen  und  innen  den  Bestand  des  Reiches:  Schon  ließ  der  Tod- 
feind Karls,  Ludwig  XI.  von  Frankreich,  seine  Truppen  in  Burgund 


1 HUB.  X Nr.  372,  400,  440.  HR.  II  7 S.  448  A.  2.  1476  liefen 

116  Holländer  Kauffahrer  in  Danzig  ein.  Lauffer  a.  a.  O. 

2 HR.  II  7 Nr.  338  § 161. 

3 Über  die  für  Anfang  November  1475  geplanten  Verhandlungen 
zu  Bergen  op  Zoom  erfahren  wir  nichts  weiter  (ÜUB.  X Nr.  513  a § 1). 
Auf  der  Tagfahrt  der  holländischen  Städte  zu  Leyden  (1476  Juli  16) 

kam  die  Stillstandsverlängerung  zur  Sprache  (ebd.  § 2).  Verhandlungen 

zwischen  den  Holländern  und  dem  Kaufmann  auf  dem  Wintermarkt  zu 

Bergen  op  Zoom  19.  November  1476:  HR.  III  1 Nr.  7,  11;  HUB.  X 
Nr.  513  a §§  5,  6.  Betreffs  Verletzung  des  Vertrages  vgl.  HR.  II  7 

Nr.  289,  290  (Übergriffe  des  Zöllners  zu  Sparendam).  Verhandlungen 

zwischen  den  Holländern  und  dem  Kaufmann  vor  dem  Kanzler  zu 
Mecheln : HUB.  X Nr.  513  a § 5. 
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einrücken,  bald  würden  seine  Kaper  den  holländischen  Kauffahrern 
auflauern ; von  neuem  begann  der  alte,  wohl  von  Karl  mit  eiserner 
Faust  niedergehaltene,  aber  nicht  ausgerottete  Gegensatz  zwischen 
Hoeks  und  Kabeljaus  sich  fühlbar  zu  machen1.  Die  Zügel  der 
Regierung  lagen  zudem  in  den  Händen  einer  Frau,  die  in  Gent 
in  »halber  Gefangenschaft« 2 gehalten  wurde  und  nicht  imstande 
war,  den  Forderungen  ihrer  Untertanen  großen  Nachdruck  zu 
verleihen. 

Unter  solchen  Umständen  mußte  es  für  die  Holländer  darauf 
ankommen,  mit  der  Hanse  einen  möglichst  langfristigen  Vertrag 
zu  schließen,  um  den  Rücken  frei  zu  bekommen.  Aber  nun  er- 
kannten auch  die  leitenden  Staatsmänner  Lübecks  die  Gunst  des 
Augenblicks  und  suchten  nach  Kräften  die  Notlage  des  Gegners 
auszunutzen.  Sie  ließen  den  Plan  einer  langfristigen  Verlängerung 
fallen  und  schlugen  den  wendischen  Genossen  vor,  den  Bestand 
nur  für  eine  kurze  Spanne  zu  verlängern.  Während  dieser  Zeit 
sollte  man  von  den  Holländern,  »eere  se  enen  mechtigeren  heren 
wedderkregen«,  besonders  die  Abstellung  der  gegen  den  letzten 
Vertrag  verstoßenden  Zollerhöhungen  zu  erreichen  suchen.  Waren 
dann  günstige  Zugeständnisse  erlangt  worden,  so  sollten  sie  auf 
mehrere  Jahre  vertragsmäßig  festgelegt  werden3.  Daher  sah  der 
Vorschlag,  den  der  Kaufmann  zu  Brügge  im  Aufträge  der  wen- 
dischen Städte  an  die  in  Gent  zur  Tagung  der  Generalstaaten  an- 
wesenden holländischen  Deputierten  um  Mitte  März  gesandt  hatte, 
denn  auch  nur  eine  Stillstandsverlängerung  bis  zum  30.  Juni 
1477  vor. 

Darauf  wollten  diese  nicht  eingehen.  Weitere  Verhandlungen, 
die  in  Brügge  geführt  wurden,  hatten  kein  Ergebnis.  Da  versuchten 
die  Holländer  mit  Gewalt  zum  Ziele  zu  gelangen.  W ahrscheinlich 
in  der  dritten  Märzwoche  ward  in  Gent  von  der  versammelten 
Ritterschaft  und  den  Deputierten  der  Städte  von  Holland,  Seeland 


1 Inventaris  van  Leyden:  1477  Jan.  30.  Die  Regierung  von  Leyden 
versöhnt  auf  die  Nachricht  von  Karls  Tod  und  vom  Beginn  neuer  Zwie- 
tracht zwischen  Hoeks  und  Kabeljaus  beide  Parteien.  Auch  Amsterdam 
bemühte  sich,  dem  Wiederausbruch  des  alten  Streites  vorzubeugen. 
Vgl.  ter  Gouw  III,  S.  131. 

2 Blök,  Geschichte  der  Niederlande  II,  S.  359. 

3 HR.  III  1 Nr.  8,  9. 
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und  Friesland  die  Arrestierung  aller  in  diesen  Ländern  befindlichen 
wendischen  Güter  und  Schiffe  beschlossen.  Daß  dadurch  nur  ein 
Druck  auf  die  Hansen  ausgeübt  werden  sollte,  lehrt  die  Tatsache, 
daß  die  Holländer  die  Verhandlungen  mit  dem  Kauf  manne  weiter- 
führen ließen  und  einstweilen  verboten,  beschlagnahmtes  wendisches 
Gut  zu  verkaufen. 

Die  wendischen  Städte  beantworteten  diese  Maßnahme  mit 
der  Arrestierung  holländischer  Güter  in  ihrem  Gebiete 1.  Indessen 
kam  es  nicht  zum  Bruche.  Als  die  wendischen  Städte  ihre  Be- 
schwerden einstweilen  zurückstellten,  konnte  Anfang  Mai  in  Brügge 
zwischen  dem  Kauf  manne  und  den  holländischen  Deputierten  ein 
dreijähriger  Waffenstillstand  bis  zum  1.  Mai  1480  auf  der  Grund- 
lage des  Utrechter  Vertrages  abgeschlossen  werden.  Ferner  ward 
dort  vereinbart,  daß  innerhalb  der  nächsten  Jahre  Abgesandte 
beider  Parteien  zusammentreten  sollten,  um  über  die  jetzt  nicht 
erörterten  Klagen  der  Hansen  und  Holländer2  ins  reine  zu 
kommen 3. 

Trotz  der  so  günstigen  Zeitumstände  hatten  die  Hansen  nicht 
an  ihren  Forderungen  festgehalten.  Wie  war  das  möglich?  Der 
Kaufmann  machte  den  Räten  von  Hamburg  und  Lübeck  den  Vor- 
wurf, seine  Ratschläge  nicht  genügend  beachtet,  die  ihm  über- 
sandten Weisungen  nicht  geheim  gehalten  zu  haben.  Die  Gegner 
hätten  seine  Instruktionen  eher  erfahren  als  er  selbst  und  daher 
alle  seine  Maßnahmen  mit  wohlüberlegten  Gegenzügen  beantworten 
können.  Die  Verhandlungen  über  die  Freilassung  der  arrestierten 
Güter  zogen  sich  bis  in  den  Juli  hinein.  Klagen  über  wider- 
rechtlich entnommene  oder  während  des  Arrestes  verdorbene 
Güter  hansischer  Kaufleute  wurden  noch  1479  auf  dem  Tage  zu 
Münster  laut4. 

Dem  Vertrage  gemäß  sollten  Lübeck  und  Amsterdam  über 
den  Ort  der  geplanten  Tagung  im  Laufe  der  nächsten  zwei  Jahre 
Übereinkommen.  Erst  im  Juli  1479  einigten  sich  beide  auf 

1 HR.  III  1 Nr.  9,  11,  13;  HUB.  X Nr.  539;  HR.  III  1 Nr.  12. 

2 Welcher  Art  die  Beschwerden  der  Holländer  gewesen  sein  werden, 
geht  aus  den  Verhandlungen  zu  Münster  von  1479  hervor. 

3 HR.  III  1 Nr.  14,  15;  HUB.  X Nr.  616a  § 2;  b § 11. 

4 HR.  III  1 Nr.  15—18;  222  §§  24— 27;  223  §§  16—18;  224  §§  19—21; 
HUB.  X Nr.  616  a § 13. 
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Münster1.  Die  Verhandlungen  fanden  dort  vom  8.-26.  September 
statt.  Mit  Ausnahme  Stralsunds  und  Lüneburgs2  hatten  alle 
wendischen  Städte  Vertreter  dazu  entsandt.  Aus  den  Niederlanden 
waren  Gesandte  von  Amsterdam,  Delft,  Haarlem,  Leyden  und 
Zieriksee  erschienen3.. 

Die  Holländer  nahmen  während  der  Verhandlungen  eine 
Haltung  ein,  die  recht  verschieden  ist  von  dem  hochfahrenden  Be- 
nehmen, das  sie  zu  Utrecht  und  in  den  späteren  Tagungen  zu 
Beginn  des  16.  Jahrhunderts  an  den  Tag  legten.  Da  ihr  noch 
immer  von  äußeren  und  inneren  Feinden  bedrohtes  Land  des 
Friedens  mit  den  wendischen  Städten  bedurfte,  so  suchten  sie  alles 
hinwegzuräumen,  woran  die  Einigung  scheitern  konnte.  Das  zeigte 
sich  schon  gleich  zu  Beginn  der  Tagung.  Die  Hansen  beanstandeten 
die  Vollmachten  der  Niederländer,  weil  die  Vollmacht  des  Herzogs 
nur  die  Verlängerung  des  Stillstandes,  nicht  aber  die  Abstellung 
von  Beschwerungen  des  deutschen  Kaufmannes  erwähne;  davon 
sei  auch  in  der  Vollmacht  der  niederländischen  Städte  keine  Rede. 
Auch  gehe  aus  dieser  nicht  genau  hervor,  so  meinten  die  Hansen, 
ob  sie  nur  die  gegenwärtig  vertretenen  Städte  oder  auch  alle 
übrigen  umfasse. 

Die  scharfe  Sprache  des  lübischen  Bürgermeisters  Heinrich 
Castorp,  der  auf  hansischer  Seite  das  Wort  führte,  verfehlte  ihren 
Eindruck  auf  die  Holländer  nicht:  Beide  Parteien  gaben  einander 
schließlich  vor  Abgesandten  des  Rates  von  Münster  das  urkund- 
liche Versprechen,  daß  alles,  was  auf  der  gegenwärtigen  Tagung 
vereinbart  werden  würde,  sowohl  für  die  wendischen  wie  auch  für 
alle  .Städte  Hollands  verbindlich  sein  sollte.  Außerdem  wollten 
die  Holländer  sich  bei  ihrem  Herrn  um  die  Bestätigung  aller  Be- 
schlüsse bemühen4. 

Nun  erst  konnte  man  in  die  Hauptverhandlung  eintreten.  Die 
Parteien  übergaben  einander  ihre  Klageschriften.  Aus  den  Be- 


1 Lange  hielt  man  in  Lübeck  an  Hamburg,  Stade  oder  Bremen 
fest,  während  Amsterdam  eine  Stadt  in  Brabant,  Geldern  oder  Utrecht 
gewählt  wissen  wollte  (HR.  III  1 Nr.  47  f.,  75,  82,  102,  104  § 14;  116  bis 
138  passim;  177 — 213  passim). 

2 Ebd.  1 Nr.  211;  210;  215. 

3 Vgl.  für  das  Folgende:  HR.  III  1 Nr.  216. 

4 HR.  III  1 Nr.  216  §§  9,  11,  13—25;  217. 
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schwerdepunkten  der  Holländer,  die  in  ihrer  Mehrzahl  schon  zu 
Utrecht  1474  vorgebracht  worden  waren,  können  wir  uns  ein  Bild 
machen  von  der  Art,  wie  die  wendischen  Städte  dem  holländischen 
Ostseehandel  Hindernisse  in  den  Weg  zu  legen  wußten.  Zunächst 
suchten  sie  ihren  Wettbewerbern  die  Durchfuhr  von  Waren,  die 
diese  besonders  in  den  Handel  brachten,  nach  dem  Westen  oder 
Osten  zu  erschweren  und  ihnen  dadurch  den  Weitervertrieb  der- 
selben zu  verleiden.  Holländer,  die  Fleisch,  Speck  und  andere 
Eßwaren  aus  dem  Norden  nach  dem  Westen  führen  wollten, 
wurden  in  Lübeck  öfters  durch  Anhalten  gezwungen,  diese  für 
billiges  Geld  den  Bürgern  zu  verkaufen,  die  sie  dann  im  Westen 
weiter  verhandelten1.  Ebenso  mußte  Wein  auch  dann,  wenn  er 
nicht  nach  Hamburg  oder  Lübeck  bestimmt  war,  erst  in  die  dortigen 
Keller  gebracht  werden,  damit  der  Rat  ihn  prüfen  und  zu  einem 
von  ihm  festgesetzten  Preise  davon  kaufen  konnte2 3.  Am  größten 
waren  die  Schwierigkeiten  bei  der  Durchfuhr  von  Hering.  Um 
Betrügereien  bei  der  Packung  zu  verhüten  und  die  Güte  der 
Waren  zu  kontrollieren,  war  die  ganze  Ladung  in  Hamburg  oder 
Lübeck  zum  Zwecke  der  Prüfung  umzupacken,  was  natürlich  nicht 
unerhebliche  Kosten  verursachte.  Dazu  kam  noch,  daß  Hamburg 
nach  1474  eine  für  die  Holländer  nachteilige  Packungsart  und 
eine  Erhöhung  des  Packerlohnes  eingeführt  hatte8.  Die  Erhöhung 
der  Zölle  auf  Laken,  öl,  Wein,  ferner  auf  Wachs,  Kupfer,  Pech, 
Teer,  Tran  und  Holz  in  Lübeck  bzw.  Hamburg  war  schon  1474 
Gegenstand  holländischer  Klagen  gewesen , die  jetzt  erneuert 
wurden.  Ferner  verlangten  die  Holländer  Herabsetzung  des  nach 
1474  erhöhten  Holzzolles  in  Hamburg  und  Regelung  der  Gebühren 
des  dortigen  Kranmeisters4. 

Dazu  wurden  sie  noch  von  einer  Reihe  von  Maßnahmen  ge- 
troffen, die  allgemein  den  Gästehandel  in  Lübeck  einschränken 
sollten.  Hierher  gehört  die  Verordnung,  daß  alle  von  See  kom- 


1 HR.  III  1 Nr.  225  § 3. 

2 Ebd.  §§  4,  5. 

3 HR.  III  1 Nr.  225  §§  6,  7;  Nr.  219  §§  3—5.—  In  Lübeck  schon 
vor  1469,  in  Hamburg  seit  1470  üblich.  Vgl.  HUB.  IX  Nr.  739  und  A.  3; 
HR.  II  6 Nr.  356  § 120;  167.  Im  August  1479  beklagte  sich  Danzig 
bei  Middelburg  über  minderwertige  Heringe  (HUB.  X Nr.  759). 

4 Ebd.  1 Nr.  225  §§  8—12;  219  §§  2,  6. 
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menden  Waren  erst  drei  Tage  zum  Verkauf  an  Bürger  oder  andere 
Hansen  ausliegen  mußten,  ehe  Butenhansen  davon  kaufen  durften1. 
Diesen  war  außerdem  der  Kleinverkauf  von  Laken  und  Blei  in 
Lübeck  verboten2.  In  Hamburg  durften  sie  seit  den  fünfziger 
Jahren  Magdeburger  Dielen  nur  von  Bürgern  erstehen,  und  selbst 
dann  kam  es  nach  der  Aussage  der  Holländer  vor,  daß  ihre 
Ladung  noch  eine  Zeitlang  in  Hamburg  zurückgehalten  wurde, 
damit  die  schon  absegelnden  Hamburger  in  den  Städten  des 
Westens  den  »Vormarkt«  hätten3.  Ein  Vergleich  mit  den  Be- 
schwerden der  Holländer  von  1474 4 lehrt,  daß  die  Lage  Jhres 
Handels  in  den  wendischen  Städten  sich  seitdem  nicht  geändert 
hatte. 

Die  Liste  der  hansischen  Beschwerden  gibt  zu  erkennen,  daß 
der  Kaufmann  aus  den  wendischen  Städten  in  Holland  ebenfalls 
mit  manchen  Schwierigkeiten  zu  kämpfen  hatte.  In  Schoonhoven 
und  Dordrecht  waren  Unregelmäßigkeiten  bei  der  Erhebung  des 
Zolles  vorgekommen5.  Der  Zöllner  von  Geervliet  verlangte  von 
Heringen  und  anderen  in  Briel  eingehandelten  Waren  seit  der 
Mitte  der  sechziger  Jahre  eine  neue  Abgabe.  Amsterdam  hatte 
östersches  Bier,  das  nicht  in  den  wendischen  Städten  gebraut 
worden  war,  und  aus  dem  Osten  eingeführtes  Korn  mit  einer  neuen 
Akzise  belegt.  Auch  in  Sparendam  und  Oldenkercken  wurden 
»ungewohnte«  Zölle  erhoben6.  In  Geervliet  und  Gouda  forderte 
man  erhöhte  Abgaben 7.  Die  Schadenersatzforderungen  für  wider- 
rechtlichen Kauf  und  V erkauf  dort  gestrandeten  hansischen  Gutes 
werfen  ein  Schlaglicht  auf  die  Unsicherheit  des  hansischen  Ver- 
kehrs in  Holland8. 

Antworten  und  Repliken  wurden  ausgetauscht.  Daran  schlossen 


1 Nr.  225  § 1.  — Vgl.  auch  Lüb.  UB.  II  Nr.  1001. 

2 HR.  III  1 Nr.  225  § 2.  Vgl.  die  Verordnung  Lübecks  von  1472: 
HUB.  X Nr.  76  §§  2 f. 

3 HR.  III  1 Nr.  225  § 12;  II  7 Nr.  39  § 9;  140  § 5. 

4 HR.  II  7 Nr.  39. 

5 HR.  III  1 Nr.  222  §§  1—8,  10.  Vgl.  zu  diesem  Abschnitt:  W. 
Vogel,  Die  Binnenfahrt  dilrch  Holland,  Hans.  Geschichtsbl.  Jahrg.  1909 
S.  13  ff. 

6 HR.  III  1 Nr.  222  §§  11,  15,  16,  9,  12. 

7 Ebd.  1 Nr.  222  § 13. 

8 Ebd.  §§  14,  19,  23. 

Lahaine. 
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sich  mündliche  Erörterungen.  Deutlich  zeigt  sich  das  Bestreben 
der  Holländer,  den  Frieden  mit  den  wendischen  Städten  zu  er- 
halten. Auf  der  einen  Seite  stellten  sie  eigene  Beschwerden 
zurück1,  während  sie  anderseits  den  mit  Nachdruck  vorgetragenen 
Wünschen  der  Hansen  weit  entgegenkamen. 

Es  gelang  ihnen  daher,  ihr  Ziel  zu  erreichen.  Der  Stillstand 
wurde  um  12  Jahre  bis  zum  1.  Mai  1492  verlängert.  Während 
dieser  Zeit  sollte  den  Angehörigen  der  einen  Partei  im  Gebiete 
der  anderen  die  gleiche  Verkehrsfreiheit  gewährt  werden  wie  vor 
dem  hansisch-holländischen  Kriege,  der  mit  dem  Kopenhagener 
Vertrage  von  1441  endigte.  Ohne  Zustimmung  der  Gegenseite 
durften  weder  von  Holland  noch  von  den  wendischen  Städten 
neue  Abgaben  erhoben  werden.  Jeder  nicht  besonders  privilegierte 
Hansekaufmann  sollte  auf  seiner  Fahrt  durch  die  holländischen 
Binnengewässer  zwei  Zölle  zahlen,  einen  Fluß-  und  einen  Seezoll. 
Amsterdam  und  Leyden  durften  das  in  den  wendischen  Städten 
gebraute  Bier  nicht  höher  als  mit  8 Stüvern  die  Tonne  belasten. 
Außerdem  versprachen  die  Holländer,  dem  Bevollmächtigten  des 
Kontors  bei  der  Wiedererlangung  des  den  hansischen  Kaufleuten 
zu  Unrecht  abgeforderten  Zollgeldes  behilflich  zu  sein2. 

Bemerkenswert  ist  außerdem,  daß  die  Hansen  den  Vertrag 
von  Utrecht  für  abgelaufen  erklärten  und  auf  den  Kopenhagener 
Beifrieden  von  1441  zurückgriffen3.  Dieser  Schritt  wird  verständ- 
lich, wenn  wir  uns  erinnern,  daß  die  Holländer  zu  Utrecht  nach 
hartnäckigem  Kampfe  ihre  Befreiung  vom  Brügger  Stapelzwange 
durchgesetzt  hatten.  Dadurch,  daß  die  Hansen  den  Kopenhagener 
Vertrag  zur  Grundlage  des  neuen  Abkommens  machten,  ent- 
ledigter^ sie  sich  einer  Bestimmung , die  eine  wichtige  Handhabe 
gegenüber  der  holländischen  Konkurrenz  ausgeschaltet  hatte4. 

Zwar  fiel,  wie  gesagt,  während  der  Verhandlung  kein  Wort, 
das  auf  die  Absicht  einer  abermaligen  Ausdehnung  des  Stapel- 


1 Beispielsweise  die  schwerwiegenden  über  die  Behinderung  der 
Durchfuhr  von  Eßwaren,  Wein  und  Hering  durch  Hamburg  und  Lübeck. 

2 HR.  III  1 Nr.  228  §§  2,  8,  3,  9,  1. 

3 Ebd.  1 Nr.  216  § 52. 

4 Da  die  ersten  Stapelbeschlüsse  aus  den  Jahren  1442  und  1447 
stammten,  so  war  der  Kopenhagener  Vertrag  auch  für  die  Holländer 
durchaus  unverfänglich. 
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zwanges  auf  die  Holländer  hindeuten  konnte,  daß  aber  die  Wünsche 
der  wendischen  Städte  dennoch  diese  Richtung  nahmen,  zeigen  die 
späteren  Ereignisse. 

Am  20.  Dezember  fand  das  Abkommen  die  Billigung  Maxi- 
milians und  Marias,  die  den  Waffenstillstand  mit  Zustimmung  der 
wendischen  Städte  auf  24  Jahre  bis  zum  1.  Mai  1504  ausdehnten1. 
Die  Ratifikation  und  Auswechslung  der  Vertragsinstrumente  wurde 
dadurch  verzögert,  daß  die  Holländer  sich  weigerten,  den  ganzen 
Vertrag  wörtlich  in  ihre  Urkunde  aufzunehmen2.  Indessen  mußten 
sie  sich  schließlich  doch  dazu  bequemen;  so  konnte  endlich  das 
Brügger  Kontor  die  am  2.  März  1482  vollzogene  Auswechslung 
melden 3. 

Somit  waren  die  Beziehungen  zwischen  Holland  und  den 
wendischen  Städten  für  eine  lange  Zeit  vertragsmäßig  festgelegt. 
Da  aber  die  Gegensätze  keineswegs  aufgehoben  worden  waren, 
keiner  der  beiden  Gegner  in  der  Folgezeit  etwas  auf  geben  wollte, 
so  konnten  Reibungen  gar  nicht  ausbleiben. 

Die  Veranlassung  dazu  boten  unter  anderem  die  kriegerischen 
Verwicklungen,  von  denen  die  Holländer  in  den  nächsten  Jahren  , 
heimgesucht  wurden.  Wenn  es  auch  Erzherzog  Maximilian,  dem 
neuen  Herrn  von  Burgund,  durch  seinen  Sieg  bei  Guinegate  am 
7.  August  1479  gelang,  seiner  Gemahlin  Maria  die  niederländischen 
Provinzen  zu  sichern,  so  konnte  er  doch  nicht  hindern,  daß  fran- 
zösische Auslieger  ihrem  Handel,  insbesondere  dem  holländischen, 
viel  Schaden  zufügten.  Daneben  machte  seit  1478  auch  Edo 
Wiemken,  der  Häuptling  von  Jeverland,  auf  die  holländischen 
Kauffahrer  Jagd,  und  Graf  Gerd  von  Oldenburg  zeigte  sich  als 
Feind  der  Holländer  mit  seinen  Ausliegern  vor  den  Mündungen 
der  Elbe  und  Weser.  Alle  diese  Feinde  der  Plolländer  bedrohten 
auch  die  neutrale  hansische  Schiffahrt.  Daher  rüsteten  Lübeck 
und  Hamburg  1480  zum  Schutze  ihrer  Seefahrer  Friedeschiffe  aus. 
Die  Unkosten  sollten  durch  eine  von  den  Gütern  des  Kaufmannes 


1 HR.  III  1 Nr.  230,  231. 

2 Ratifiziert  von  den  7 holländischengStädten  1480,  29. Januar;  von 
Maximilian  und  Maria  1481,  18.  September  (vgl.  Nr.  229). 

2 HR.  III  1 Nr.  296—298  § 4;  301;  303  § 22;  316;  319;  322;  329; 
334  §§  17—20,  26;  359. 
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erhobene  Abgabe  gedeckt  werden1.  Da  auch  die  Holländer  von 
der  Ausrüstung  Nutzen  hatten,  so  wünschten  die  wendischen  Städte, 
die  Abgabe  auch  auf  sie  auszudehnen.  Dabei  stießen  sie  jedoch 
auf  Widerstand.  Die  Holländer  wiesen  in  einem  Schreiben  vom 
Oktober  1480  auf  ihre  eigenen  nicht  unbeträchtlichen  Rüstungen 
hin,  nicht  allein  gegen  die  Franzosen,  sondern  gleichfalls  gegen 
Wiemken  und  Gerd,  zu  denen  sie  die  Hansen  nicht  herangezogen 
hätten2.  Im  nächsten  Jahre  gestanden  sie  allerdings  nach  einer 
erneuten  Mahnung  der  wendischen  Städte  eine  Besteuerung  ihrer 
Kaufleute  von  September  bis  Dezember  zu.  Für  1482  aber, 
weigerten  sie  wieder  die  Zahlung3. 

Die  Absperrungsmaßregeln  der  Franzosen  gegen  die  Nieder- 
lande, dazu  die  fortwährenden  inneren  Unruhen  führten  1479  und 
in  den  folgenden  Jahren  eine  große  Teuerung  in  Holland  herauf, 
der  man  durch  massenhafte  Kornaufkäufe  im  baltischen  Osten  zu 
begegnen  sich  bemühte 4.  Die  große  Ausfuhr  des  Korns  nach  dem 
Westen  zeitigte  in  den  Ostseestädten  einen  empfindlichen  Mangel, 
der  sich  besonders  den  ärmeren  Bevölkerungsschichten  stark  fühl- 
bar machte5  und  an  verschiedenen  Orten  zu  Ausfuhrverboten  führte  6. 

1 HUB.  X Nr.  809:  von  jeder  lübischen  Mark  1 Pfennig. 

2 HR.  III  1 Nr.  259  § 32;  263;  261.  Daß  die  Holländer  tatsächlich 
gerüstet  hatten,  zeigt : Inventaris  van  Middelburg,  hg.  von  De  Stoppelaar, 
Nr.  499  (1480).  Inventaris  van  Leyden,  hg.  von  Elsevier:  1480  Juni  8. 
Blök,  Eene  hollandsche  stad  S.  222.  ter  Gouw  III,  S.  134,  144  A.  4: 
Amsterdam  rüstete  von  1477—80  in  jedem  Jahre  Friedeschiffe  aus. 
HUB.  X Nr.  641. 

3 HUB.  X Nr.  846;  922;  HR.  III  1 Nr. „339;  361;  363  §§  11, 
13„  14;  374. 

4 Vgl.  Chronijck  van  de  Stadt  van  Hoorn  1604,  S.  63,  65  f. ; ter  Gouw 

III  S.  138,  156.  Krantz,  S.  465,  467.  Kaspar  Weinreichs  Danziger 
Chronik  in  Scriptor.  Rer.  Prussicarum  IV,  S.  743:  Im  Sommer  1481 
segelten  1100  Schiffe  mit  Korn  nach  Holland,  Seeland  und  Flandern. 
(Die  Zahl  ist  sicher  zu  hoch,  vgl.  Bang,  Tabeller  over  Skibsfart  gennem 
Öresund  I:  1497!)  1481  wurden  die  Ordenshäfen  außer  von  18  Königs- 

berger und  68  Lübecker  von  78  holländischen  Schiffen  besucht.  HUB.  X 
Nr.  926  A.  2. 

5 Krantz,  Wandalia,  hochdeutsche  Übersetzung  1600,  S.  465,  467 ; 
Reimar  Kock,  Chronik  von  Lübeck,  ungedruckt,  moderne  Abschrift  im 
Lübecker  Staatsarchiv,  I S.  671. 

6 So  in  Danzig  [HUB.  X Nr.  949  (1481),  Weinreich,  S.  743  (Herbst 
1481),  HUB.  X Nr.  926  (1481);  957  (1482);  ebd.  Nr.  1147  und  A.  3],  Ham- 
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Mit  der  gleichen  Maßnahme  antworteten  die  Holländer  Ende  1481. 
Davon  wurden  diejenigen  hansischen  Kaufleute  unangenehm  be- 
troffen, die  mit  Korn  aus  dem  Osten  nach  Holland  gekommen 
waren  in  der  Absicht,  es  nach  Flandern  oder  Brabant  weiterzu- 
führen. Sie  sahen  sich  nun  gezwungen,  es  für  einen  von  der  hol- 
ländischen Regierung  festgesetzten  Preis  zu  verkaufen. 

Als  das  Brügger  Kontor  deshalb  bei  den  Holländern  Be- 
schwerde führte,  fragten  diese  spöttisch,  weshalb  man  denn  zu 
ihnen  komme  und  nicht  gleich  ins  Swin  fahre.  Dazu  hatte  der 
Kaufmann  zu  Brügge  den  wendischen,  preußischen  und  livländischen 
Städten  in  der  Tat  im  Dezember  1481  geraten.  Wenn  es  ge- 
schähe, würden  die  Holländer  gar  bald  zu  Kreuze  kriechen.  Die 
hansischen  Kaufleute  hatten  trotzdem  ihren  Weg  durch  die  hol- 
ländischen Binnengewässer  genommen,  wahrscheinlich,  weil  sie 
erst  holländische  Märkte  besuchen  wollten  oder  durch  die  oben 
geschilderte  Unsicherheit  auf  dem  Meere  von  der  sonst  üblichen* 1 
»Umlandsfahrt«  abgeschreckt  wurden.  Während  die  Hansen  be- 
haupteten, daß  sie  ihr  Korn  in  Flandern  teurer  hätten  verkaufen 
können  als  in  Holland,  führten  die  Holländer  aus,  der  von  ihnen 
festgesetzte  Preis  sei  höher  als  in  den  umliegenden  Ländern  ge- 
wesen 2. 

Diese  Angelegenheit  beschäftigte  auch  noch  in  den  nächsten 
Jahren  die  hansischen  Vertreter  auf  den  Tagungen3.  Noch  war 
der  Vertrag  von  Münster  nicht  ausgewechselt,  als  sich  im  März 
1481  auf  dem  wendischen  Städtetage  schon  wieder  Klagen  erhoben, 
daß  der  hansische  Kaufmann  in  Holland  entgegen  den  letzten  Ab- 
machungen höher  als  früher  mit  Zöllen  belastet  würde4.  Wieder 
und  wieder  ertönte  in  den  nächsten  Jahren  das  gleiche  Lied,  ohne 
daß  die  Holländer  mehr  als  hinhaltende  Antw<?rten  darauf  gaben 5. 

bürg  [HUB.  X Nr.  941  (1481)],  Kämpen  [HUB.  X S.  589  A.  1 (1482)], 
Registers  van  Charters  en  Bescheiden  in  het  oude  archief  van  Kämpen 
hg.  1862,  Nr.  840  (1482)]. 

1 Vgl.  H.  Wilkens,  Zur  Geschichte  des  niederländischen  Handels, 
Hans.  Geschichtsbl.  Jahrg.  1909  S.  202  f.  P.  Smit,  Opkomst  S.  25 — 27. 

2 HR.  III  1 Nr.  352—54;  359;  373;  422.  HUB.  X Nr.  926;  1024. 

3 1483  Mai  (HR.  III  1 Nr.  436  §§  1,  17,  22).  1484  März  (ebd.  Nr.  501 

§ 30).  1487  Hansetag  (HR.  III  2 Nr.  162  § 24;  Nr.  164  § 59). 

4 HR.  III  1 Nr.  301;  303. 

5 Ebd.  1 Nr.  316;  322;  359;  365  § 10;  373;  411;  422;  435  § 3; 
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Die  Erhöhung  der  Akzise  auf  Bier  mußte  besonders  Hamburgs 
blühenden  Bierexport*  1 schwer  treffen.  Die  Erregung  der  be- 
teiligten Kreise  wird  ersichtlich  aus  der  Forderung,  die  1483  an- 
läßlich eines  Aufstandes  in  Hamburg  von  den  Unzufriedenen  an 
den  Rat  gestellt  wurde:  »Dat  man  mit  den  Holländern  schulde 
dagen,  umme  de  unplicht  aftodoende,  de  se  hadden  jegen  olde 
friheit  angestellet« 2. 

Auch  der  hansische  Westen  und  Osten  hatte  Grund  zu  Klagen 
über  die  Holländer.  Köln  erneuerte  seine  früher  schon  mehrfach 
geführte  Beschwerde  über  Betrügereien  und  Unzuträglichkeiten 
im  Heringshandel3.  Die  Holländer  scheinen  ihre  Berechtigung 
anerkannt  oder  den  Wunsch  gehabt  zu  haben,  Streitigkeiten  zu 
vermeiden;  denn  sie  verstanden  sich  dazu,  eine  Ordnung  mit  den 
Kölnern  zu  vereinbaren,  die  das  Packen  und  Salzen  der  Heringe, 
die  Beschaffenheit  des  Salzes  und  die  Fangzeit  regelte4.  Ende 
Juli  1481  wurde  sie  von  Maximilian  erlassen.  Indessen  zeigen 
Klagen  der  oberländischen  Städte  aus  den  Jahren  1481—85  und 
aus  späterer  Zeit,  daß  die  Holländer  sich  um  diese  Abmachung 
wenig  kümmerten5. 

Der  1441  zu  Kopenhagen  zwischen  Preußen  und  Holländern 
abgeschlossene  Waffenstillstand  war  immer  wieder  auf  wenige 
Jahre  verlängert  worden,  ohne  daß  die  Holländer  in  der  Zwischen- 
zeit ihren  damals  eingegangenen  Verpflichtungen  in  vollem  Um- 
fange nachgekommen  wären.  1448  hatten  die  Parteien  miteinander 

436  §§  1,  17,  22;  501  §§  29,  40,  66;  517;  2 Nr.  162  § 24;  ferner  vgl. 
noch  HUB.  X Nr.  837,  838. 

1 Vgl.  darüber  W.  Bing,  Hamburgs  Bierbrauerei,  Zeitschrift  d. 
Vereins  für  Hamburg.  Geschichte  XIV,  S.  234. 

2 Langebek  in : Hamburgische  Chroniken  in  niedersächsischer 
Sprache,  hg.  von  Lappenberg,  S.  363  § 14. 

3 DaeneU,  Blütezeit  II , 58.  HUB.  X Nr.  753  f..  759,  770,  772. 
HR.  III  1 S.  373. 

4 HUB.  X Nr.  820,  830,  839—841,  844,  848,  850,  897,  918,  924, 
S.  570  A.  1.  HR.  III  1 Nr.  298  § 18;  316.  HUB.  X Nr.  916. 

5 HUB.  X Nr.  920,  1090  f.,  1096,  1216,  1220;  XI  Nr.  685.  HR.  III  1 
Nr.  429  § 27.  Inventaris  van  Middelburg  Nr.  678:  1494  August  12  kam 
eine  neue  Vereinbarung  zwischen  Köln  und  den  Holländern  zustande. 
In  jedem  Jahre  sollten  am  Trinitatissonntage  Abgesandte  aus  Holland 
und  Köln  in  Herzogenbusch  miteinander  über  Abstellung  der  beider- 
seitigen Beschwerden  beraten. 
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in  Bremen  vereinbart,  daß  der  von  den  Holländern  zu  zahlende 
Betrag  von  9000  Pfund  Grote  flämisch  durch  einen  Pfundzoll  auf 
holländische  Güter  und  Schiffe  in  Danzig  und  Livland  aufgebracht 
werden  sollte.  Diese  Art  der  Tilgung  war  für  die  Holländer  von 
Vorteil.  Denn  Danzig  hatte  nun  ein  Interesse  daran,  daß  sie  recht 
zahlreich  dorthin  kamen.  1483  waren  indessen  die  preußischen 
Städte  noch  bei  weitem  nicht  in  den  vollen  Besitz  des  Geldes  ge- 
langt. Nach  mehrfachen  Vorstellungen  Danzigs  traf  im  Oktober 
dieses  Jahres  eine  holländische  Gesandtschaft  dort  ein,  um  Rechen- 
schaft über  die  Erhebung  des  Pfundzolles  entgegenzunehmen  h 
Zum  Ingrimme  der  Geschädigten  kam  die  Sache  aber  auch  jetzt 
nicht  zum  Abschlüsse,  sicherlich  infolge  der  Unnachgiebigkeit  der 
Holländer.  Wider  den  Willen  der  Schadenersatz  verlangenden 
Danziger  ließ  sich  der  Rat  der  Stadt  zu  einer  weiteren  Stillstands- 
verlängerung bis  1486  bewegen1 2;  denn  ihm  lag  zuviel  an  dem 
friedlichen  Verkehr  mit  Holland,  als  daß  er  ihn  um  weniger  Bürger 
willen  aufs  Spiel  setzen  konnte. 

In  den  nordischen  Reichen  stießen  Hansen  und  Holländer 
nach  wie  vor  aufeinander.  Die  bevorzugte  Stellung  der  wendischen , 
Städte  am  Sunde  war  den  Holländern,  in  Sonderheit  den  Amster- 
damern, ein  Dorn  im  Auge.  Aber  sie  selbst  vermochten  sie  nicht 
zu  erringen3,  ein  Zeichen  dafür,  welches  Übergewicht  die  wen- 
dischen Städte  in  Dänemark  noch  immer  über  ihre  Wettbewerber 
besaßen.  Indessen  gelang  es  den  Amsterdamern,  sich  Schritt  für 
Schritt  neue  Absatzgebiete  in  Norwegen  zu  erkämpfen.  Das  zeigen 
die  auf  dem  Hansetag  von  1487  vorgebrachten  Beschwerden  der 
nach  Bergen  handelnden  deutschen  Kaufleute  und  des  dortigen 
Kontors.  Umgekehrt  beklagten  sich  die  Holländer  im  Laufe  dieses 
Zeitraumes  mehrfach,  daß  die  Hansen  ihnen  den  Genuß  ihrer 
norwegischen  Privilegien  verwehrten4. 


1 HR.  III  1 S.  372  A.  6. 

2 HR.  III  1 Nr.  472—76. 

3 Wohl  erwarb  Amsterdam  durch  die  Zahlung  einer  Summe  die 
Freiheit  vom  neuen,  nicht  aber  vom  alten  Sundzoll:  HUB,  X Nr.  425 — 427 ; 
S.  290  A.  1;  Nr.  457;  S.  335  A.  2;  vgl.  auch  Schäfer,  Zur  Orientierung 
über  die  Sundzollregister,  Hans.  Geschichtsbl.  Jahrg.  1899  S.  102. 

4 HR.  III  2 Nr.  164  § 24;  160  § 176.  HR.  III  1 Nr.  247  (1480) 
S.  202  A.  4 (1481);  HUB.  X Nr.  1143  (1484). 
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Nach  dem  schwedisch  - dänischen  Frieden  zu  Kalmar  vom; 
Jahre  1473  gewann  der  holländische  Handel  auch  in  Schweden 
an  Boden  infolge  der  wachsenden  Abneigung  der  Bewohner  dieses 
Landes  gegen  den  deutschen  Kaufmann.  1487  erhielten  die  Hol- 
länder ein  Privileg,  demzufolge  sie  Salz,  Wein,  Spezereien  und 
Laken  zollfrei  nach  Wiborg  bringen  und  Roggen,  Teer  und  andere 
Waren  zollfrei  von  dort  ausführen  durften  und  dort  dieselben 
Rechte  genießen  sollten  wie  die  hansischen  Kaufleute  in  Reval. 
In  allen  anderen  schwedischen  Städten  wurden  ihnen  die  gleichen 
Freiheiten  eingeräumt  wie  den  Hansen.  Man  erkennt  daraus 
deutlich  den  Wunsch  der  Holländer,  sich  im  russischen  Geschäfte 
vom  hansischen  Reval  unabhängiger  zu  machen  und  bis  zu  den 
russischen  Produzenten  vorzustoßen,  mit  denen  Wiborg  besonders 
in  Zeiten  des  Zwistes  zwischen  den  Hansen  und  Nowgorod  einen 
umfangreichen  Schleichhandel  unterhielt. 

Aber  die  Hanse  stand  auf  der  Wacht.  Sie  suchte  dem  Wett- 
bewerb der  Holländer  in  Schweden  dadurch  zu  begegnen,  daß  sie 
den  Ihren  die  Fahrt  zwischen  Seeland  und  Stockholm  untersagte1. 
War  ihr  Plan,  den  Brügger  Stapelzwang  auf  die  Holländer  aus- 
zudehnen, wie  wir  gesehen  haben,  zu  Lebzeiten  Karls  des  Kühnen 
gescheitert,  so  bot  sich  ihr  unter  dem  neuen  Herrscher  eine 
günstige  Gelegenheit  dazu.  Schon  1481  meldete  das  Brügger 
Kontor  an  Lübeck,  es  habe  »von  guten  Freunden«  vertrauliche 
Mitteilung  erhalten,  daß  Maximilian  sich  [nicht  in  der  gleichen 
Weise  für  eine  Exemtion  der  Holländer  vom  Stapelzwange  ein- 
setzen  würde. 

Die  flandrischen  Wirren  der  nächsten  Jahre  erwiesen  sich 
indessen  nicht  als  günstig,  in  der  Stapelfrage  weitere  Schritte  zu 
unternehmen2.  Aber  nach  Beendigung  derselben  erschienen  Ab- 
geordnete Maximilians  und  der  Stadt  Brügge  auf  dem  Hansetage 
von  1487.  Sie  schlugen  der  Hanse  yor,  den  Stapel  zu  Brügge  in 
der  alten  strengen  Weise  wieder  aufzurichten. 

Der  Wunsch,  sich  dem  eben  unterworfenen  Flandern  und 
besonders  der  Stadt  Brügge  gefällig  zu  erweisen,  wird  Maximilian 
bewogen  haben,  auf  deren  Sonderwünsche  zum  Schaden  der  Hol- 

1 HUB.  XI  Nr.  186.  Daenell,  Blütezeit  I,  228,  256;  II,  241,  260., 
HR.  III  1 Nr.  501  § 31 ; HUB.  XI  Nr.  1222  und  1225. 

2 HR.  III  1 Nr.  319,  601  § 36. 
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länder  einzugehen.  Ein  selten  günstiger  Augenblick  schien  für 
die  wendischen  Städte  gekommen.  Maximilians  Angebot  brachte 
ihnen  das  Ziel  ihrer  seit  langem  gehegten  Wünsche  ohne  ihr  Zutun 
greifbar  nahe1. 

Wenn  ihnen  der  Herr  der  Niederlande  seinen  Arm  lieh,  die 
Stapelbestimmungen  in  dem  1447,  1461  und  1470  geplanten  Um- 
fange2 durchzuführen,  so  konnte  es  doch  noch  gelingen,  die  Hol- 
länder aus  dem  baltischen  Wertwarengeschäft  zu  verdrängen3. 
Daß  auch  sie,  «die  mit  dem  baltischen  Osten  wie  mit  den  wen- 
dischen Städten  Handel  trieben,  aber  ihre  Stapelgüter  nicht  nach 
Brügge  brächten«,  den  Stapelordonnanzen  unterworfen  werden 
müßten,  war  daher  die  erste  Forderung,  mit  der  das  Anerbielen4 
der  flandrischen  Gesandtschaft  beantwortet  wurde.  Sie  war  natür- 
lich durchaus  nach  deren  Sinne. 

Einer  Vorberatung  in  der  Kommission,  die  sich  zusammen- 
setzte aus  je  einem  Ratssendeboten  von  Danzig,  Riga,  Reval,  Ham- 
burg und  den  Süderseern,  zwei  Mitgliedern  des  lübischen  Rates 
und  zwei  flandrischen  Deputierten,  folgte  im  Plenum  der  Beschluß, 
daß  die  Stapelordonnanzen  der  »Reformacie«  von  1470  wieder 
verbindlich  sein  sollten5  unter  der  Bedingung,  daß  Maximilian 
auch  die  Niederländer,  insonderheit  die  Holländer,  zur  Nachachtung 
derselben  anhalte.  Das  versprachen  die  flandrischen  Gesandten 
bei  diesem  zu  bewirken6.  Alsdann  traten  die  Ratssendeboten  zu 
einer  Beratung  über  die  Liste  der  Stapelgüter  zusammen.  Sogleich 
regte  sich  hier  der  Widerspruch  der  Preußen.  Danzigs  Ratssende- 
boten behaupteten,  nur  befugt  zu  sein,  Wachs,  Pelzwerk,  Kupfer, 
Zinn  und  Talg  als  stapelpflichtig  anzuerkennen7,  also  nur  solche 
Güter,  an  deren  Export  ihre  Stadt  in  geringem  Maße  beteiligt 

1 HR.  III  2 Nr.  160  § 123:  »umme  wölvart  willen  der  gemenen 
stede  van  der  henze  unde  copmanschop  hadde  men  langhe  darna  bestan, 
dat  men  dyt  mochte  hebben  to  wege  bryngen,  dat  den  Steden  nu  vor 
•de  dore  ghebracht  unde  gebaden  wert.« 

2 Vgl.  besonders  Daenell,  Blütezeit  II,  S.  97 — 101. 

3 Vgl.  dazu  die  Ausführungen  auf  S.  380. 

4 HR.  III  2 Nr.  160  §§  28—30. 

5 Vgl.  S.  380. 

6 HR.  III  2 Nr.  160  §§  32,  80,  81,  101,  119. 

7 HR.  III  2 Nr.  160  § 105.  Daß  sie  bestimmte  Weisung  von  ihrem 
Rate  hatten,  lehren  Nr.  169  und  HUB.  XI  Nr.  121  § 30. 


26 


war,  während  sie  für  die  in  der  Vorschlagsliste  ferner  genannten 
Artikel  Osemund,  Asche,  Flachs,  Hanf,  Garn,  die  zu  den  Haupt- 
ausfuhrartikeln Danzigs  zählten  *,  keine  bindende  Erklärung  geben, 
sondern  die  Entscheidung  ihrem  Rate  anheimstellen  wollten.  Dabei 
blieben  sie  während  der  ganzen  Tagung.  Ebenso  verhielten  sich 
die  Livländer.  Sie  trugen  außerdem  Bedenken,  Asche  in  der 
Liste  der  Stapelgüter  zu  belassen.  Dieser  Artikel,  der  von  den 
Holländern  in  größeren  Mengen  ausgeführt  wurde,  war  lange  Zeit 
zum  »Ventegut«  gezählt  worden.  Würde  darin  jetzt  eine  Ände- 
rung eintreten,  so  sei  zu  fürchten,  meinten  die  Rigaer,  daß  der 
Widerstand  der  Holländer,  mit  dem  man  ja  ohnehin  zu  rechnen 
hatte,  eine  Verstärkung  erfahre.  Dieser  Beweisführung  glaubte 
die  Versammlung  ihre  Zustimmung  nicht  versagen  zu  dürfen.  In 
der  endgültigen  Liste  der  Stapelgüter  fehlten  daher  Asche,  Flachs 
und  Leinwand  aus  Preußen1  2.  Auch  mit  der  Verfügung,  holländische 
Laken  nur  in  Brügge  zu  kaufen,  waren  weder  die  Danziger  noch 
die  Süderseer  einverstanden. 

Am  15.  Oktober  hielten  die  hansischen  Diplomaten  zu  Lübeck 
die  Ratifikationen  des  Stapelvertrages  durch  Maximilian,  Philipp 
und  die  Stadt  Brügge  in  Händen3.  Aber  von  der  Anerkennung 
des  Stapelvertrages  durch  die  Regierung  bis  zu  seiner  Beobachtung 
durch  die  Holländer  war  noch  ein  weiter  Weg.  Das  sollten  die 
nächsten  Jahre  zeigen. 

III. 

Vön  1487  bis  1502.  Die  Befreiung  der  Holländer 
vom  Stapelzwange. 

Die  Einigkeit  zwischen  Maximilian  und  Brügge  war  nur  von 
kurzer  Dauer.  Schon  im  nächsten  Jahre  empörte  sich  Flandern 
von  neuem  gegen  ihn.  Er  ward  sogar  in  Brügge  von  Februar  bis 
Mai  1488  gefangen  gehalten.  So  kam  natürlich  der  Stapelvertrag 


1 Vgl.  V.  Lauffer  S.  26  f.,  42. 

2 HR.  III  2 Nr.  160  §§  105—109,  236,  280;  Nr.  169.  HUB.  XI 
Nr.  133  §§  38,  42  f.,  70;  Nr.  150  § 1. 

3 HR.  III  2 Nr.  176:  Maximilian  in  Brüssel  1487,  21.  August; 
ebd.  Nr.  177:  Brügge:  1487,  1.  September.  Vgl.  noch  Nr.  178 — 182  und 
HUB.  XI  Nr.  150;  154. 
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vorläufig  nicht  zur  Ausführung,  zumal  in  dem  gleichfalls  auf- 
ständischen Holland  die  Partei  der  großen  Kaufleute,  die  Kabeljaus, 
auf  der  Seite  Maximilians  stand.  Schon  1491  aber  kam  Brügge, 
unterstützt  vom  Kontor,  darauf  zurück,  fand  jedoch  wegen  der 
noch  nicht  beendeten  kriegerischen  Wirren  in  Flandern  bei  den 
Hansen  begreiflicherweise  kein  Entgegenkommen.  Nicht  mehr 
Erfolg  war  ihm  beschieden,  als  es  im  Oktober  1493  nach  dem 
Falle  von  Sluis  seinen  Wunsch  wiederholte.  Nachdem  der  Friede 
in  Flandern  wieder  eingezogen  war,  scheinen  dessen  Bewohner 
ihren  Herrn  abermals  für  ihre  Sonderinteressen  gewonnen  zu 
haben;  denn  1494  erging  von  seiten  des  Römischen  Königs,  des 
Herzogs  Philipp  und  der  Stadt  Brügge  an  den  Kaufmann  zu 
Brügge  die  Mahnung,  den  Bestimmungen  des  Stapel  Vertrags  von 
1487  nachzukommen.  Der  Kaufmann,  dessen  Wünsche  in  ganz 
derselben  Richtung  lagen,  teilte  das  Ersuchen  den  zu  Bremen  ver- 
sammelten Ratssendeboten  mit.  Da  indessen  die  preußischen  und 
livländischen  Städte  auf  der  Tagfahrt  nicht  vertreten  waren,  mußte 
die  Erörterung  der  Frage  auf  die  nächste  Versammlung  ver- 
schoben werden1. 

Bislang  bildete  also  der  Vertrag  von  1479  noch  immer  die 
Grundlage  für  das  Verhältnis  zwischen  den  wendischen  Städten 
und  den  Holländern.  Wie  die  Zeit  vor  1487,  so  blieb  auch  die 
darauf  folgende  nicht  frei  von  Unstimmigkeiten  zwischen  den  beiden 
Gegnern.  Klagen  über  Belastung  des  fremden  Bieres  in  Amster- 
dam, über  Minderwertigkeit  holländischer  Laken  wurden  laut2. 

Zu  Anfang  1491  wurde  in  Holland  im  Namen  Maximilians 
zu  Dordrecht  ein  neuer  Zoll  von  der  fremden  und  einheimischen 
Kaufmannschaft  erhoben3.  Die  wendischen  Städte  sahen  das  als 
Bruch  des  Vertrages  von  Münster  an.  Als  Lübeck,  Hamburg  und 
Danzig  daraufhin  ihren  Kaufleuten  die  Verschiffung  von  Korn 
nach  dem  Westen  untersagten,  lenkte  die  holländische  Regierung 
ein  und  befreite  den  hansischen  Kaufmann  von  der  neuen  Abgabe. 

1 Krantz  S.  496;  HR.  III  2 Nr.  496  §§  20,  76,  258;  514  § 27; 
3 Nr.  164;  Nr.  337;  353  § 49. 

2 HR.  III  2 Nr.  514  § 23;  496  §§  253  ff.;  Krantz  S.  496;  vgl. 
auch  3 Nr.  353  § 79;  644.  HUB.  XI  Nr.  1090  und  S.  676  Anm.  1; 
S.  658  Anm.  2. 

3 Bei  Ein-  und  Ausfuhr  von  jedem  Pfund  Grote  3 Grote  flämisch. 
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Die  ungünstige  wirtschaftliche  Lage  Hollands1,  die  ihm  ein  gute 
Einvernehmen  mit  den  wendischen  und  preußischen  Städten  zur 
Pflicht  machte,  wird  die  Ursache  gewesen  sein2. 

Die  Vorstellungen  Lübecks  bei  Veere  und  Middelburg  wegen 
deren  Zollerhöhungen  blieben  indessen  ohne  Wirkung.  Wohl  aber 
hatte  im  nächsten  Jahre  die  Androhung  von  Vergeltungsmaßregeln 
Erfolg,  als  Herzog  Albrecht  von  Sachsen  den  20.  Pfennig  vom 
Gute  des  hansischen  Kaufmanns  in  den  Niederlanden  verlangte. 
Er  begnügte  sich  schließlich  mit  einem  einmaligen  Geschenke3. 

Der  Stillstand  zwischen  den  Danzigern  und  den  Holländern 
hatte  seit  1486  immer  wieder  eine  Verlängerung  auf  1 bis  3 Jahre 
erfahren 4 , obgleich  die  Unstimmigkeiten  zwischen  ihnen  fort- 
bestanden. 1494  wurde  deshalb  eine  neue  Tagfahrt  in  Stralsund 
abgehalten.  Obgleich  sich  auch  hier  die  Holländer  gegenüber  den 
durch  die  Wegnahme  der  Baienflotte  1438  Geschädigten  zu  keinem 
Zugeständnis  bewegen  ließen5 6,  gingen  die  Danziger  doch  nach 
anfänglichem  Zögern  im  nächsten  Jahre  auf  eine  abermalige  Ver- 
längerung des  Stillstandes  bis  1496  ein.  Sicherlich  aus  demselben 
Grunde  wie  1483. 

Die  hier  so  deutlich  hervortretende  enge  Interessengemein- 
schaft zwischen  Danzig  und  den  Holländern  zeigte  sich  auch  in 
dem  wieder  auflebenden  Portinari-Streite,  der  nicht  allein  die  Be- 
ziehungen der  Holländer  zu  Danzig,  sondern  auch  zu  anderen 

1 Wie  im  vorigen  Jahrzehnt  suchte  auch  von  1491 — 93  im  Gefolge 
der  kriegerischen  Wirren  eine  Teuerung  die  burgundischen  Lande  heim. 
Die  dadurch  verursachten  Kornausfuhrverbote  wurden  der  Gegenstand 
mannigfacher  Reibungen  mit  den  Hansen.  HUB.  XI  Nr.  544  und  A.  1 ; 
607  5 609;  635;  1157;  vgl.  Weinreich  S.  782  f.;  787;  HR.  III  2 Nr.  527; 
Chronijck  van  Hoorn  S.  77  ff.;  Blök,  Eene  hollandsche  stad  S.  286;  253; 
ter  Gouw  III  S.  194  f. 

2 HR.  III  2 Nr.  471—479;  528.  HUB.  XI  Nr.  439.  Weinreich  S.  782 
und  787.  — Vielleicht  auch  Reval  (ebd.  Nr.  483).  — Nr.  496  §§  6,  51,  52; 
480—483. 

3 HR.  III  2 Nr.  523,  531. 

4 1486  auf  3 Jahre:  HR.  III  2 S.  568  ff.  Anm.  9 Nr.  1-4.  1489 

auf  3 Jahre:  ebd.  Nr.^6— 11,  13—15.  1492  auf  1 Jahr:  HR.  III  3 S.  209. 

1493  auf  2 Jahre:  ebd.  Nr.  301,  309 — 311.  — Über  die  Verhandlungen 
zu  Stralsund  vgl.  ebenda  Nr.  302—308;  HUB.  XI  Nr.  720. 

6 Noch  1535  haben  sie  deren  Forderung  nicht  befriedigt,  vgl.  P. 
Simson,  Danziger  Inventar  Nr.  622. 
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Gliedern  der  Hanse  ungünstig  beeinflußte.  Portinari  trat  1492 
von  neuem  mit  seiner  Forderung  an  die  Hanse  heran.  Da  ihm 
aber  von  dieser  jegliche  Zahlung  verweigert  wurde,  erwirkte  er 

1496  ein  Urteil  des  großen  Rates  zu  Mecheln,  das  der  Hanse 
auferlegte,  ihm  6000  Andreasgulden  und  40  000  Kronen  zu 
4 Groten  flämisch  als  Schadenersatz  zu  zahlen.  Weigerte  sich  die 
Hanse,  so  durfte  er  sich  sofort  an  ihrem  in  den  niederländischen 
Provinzen  befindlichen  Gute  schadlos  halten. 

Da  die  Hansen  keinesfalls  zur  Zählung  bereit  waren,  so 
mußten  sie  für  ihre  Güter  in  den  Niederlanden,  vor  allem  in 
Holland  und  Brabant,  fürchten.  In  Flandern  waren  sie  weniger 
gefährdet.  Bei  der  engen  Verknüpfung  der  Interessen  Flanderns 
und  besonders  Brügges  mit  den  hansischen  konnten  sie  hoffen, 
daß  die  Lede  (Vertretung)  dieser  Provinz  sich  nötigenfalls,  wie 
schon  1473,  zugunsten  der  Hanse  ins  Mittel  legen  würden1. 

Lübeck  riet  den  übrigen  wendischen,  preußischen  und  In- 
ländischen Städten  für  den  Fall,  daß  hansisches  Gut  in  den  Nieder- 
landen beschlagnahmt  werden  würde,  die  in  den  Hansestädten  be- 
findlichen Güter  aus  Flandern,  Holland  und  Brabant  mit  Arrest 
zu  belegen.  Die  gleiche  Maßnahme  bezeichnete  der  Kaufmann 
zu  Brügge  im  März  1497  Danzig  gegenüber  als  erfolgverheißendj2. 

Dessen  Beifrieden  mit  Holland  war  1496  abermals  um  ein 
Jahr  verlängert  worden,  Aber  schon  im  Januar  1497  hatte  Danzig 
dem  Verlangen,  das  Portinari-Urteil  zu  kassieren,  gegenüber  den 
holländischen  und  seeländischen  Städten,  den  flandrischen  Leden 
und  der  burgundischen  Regierung  die  leise  Drohung  beigefügt, 
daß  »sonst  der  friedliche  gegenseitige  Verkehr  nicht  ungestört 
bleiben  könne«.  Im  Frühjahr  1498  antwortete  es  auf  das  Ver- 
langen des  Herzogs,  den  am  Martinstage  1497  abgelaufenen  Still- 
stand mit  den  Holländern  auf  weitere  zwei  Jahre  zu  verlängern, 
daß  es  darein  nur  willigen  werde,  wenn  seine  Bürger  in  den  bur- 
gundischen Landen  vor  der  Exekution  des  Portinari-Urteils  sicher 
sein  könnten.  Um  dieser  Forderung  mehr  Nachdruck  zu  verleihen, 
ward  allen  im  Dänziger  Hafen  liegenden  holländischen  Schiffen 

1 Wirklich  gelang  es  durch  Brügges  Vermittlung,  die  Erben  Porti- 
naris zu  einem  Aufschub  der  Vollstreckung  des  Urteils  bis  zum  1.  Juni 

1497  zu  bewegen.  HR.  III  3 Nr.  677,  684. 

2 HR.  III  3 Nr.  680,  736. 
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die  Ausfahrt  verboten.  Die  im  Mai  eintreffende  Antwort  des 
Herzogs  gab  die  geforderte  Zusicherung  nicht.  Trotzdem  hob 
Danzig  den  Arrest  jetzt  wieder  auf,  da  ein  gleichzeitiges  Schreiben 
aus  Amsterdam  ihm  zeigte,  daß  diese  Stadt  um  Portinaris  willen 
nicht  geneigt  war,  ihren  Verkehr  mit  Danzig  zu  gefährden1. 

Fernerhin  suchte  daher  Danzig  selbst  jeglichen  Anlaß  zu 
Störungen  desselben  zu  vermeiden.  Es  sträubte  sich  infolgedessen, 
so  weittragenden  Entschließungen  zuzustimmen,  wie  sie  der  Kauf- 
mann zu  Brügge  auf  dem  Hansetage  anriet,  der  seit  Ende  Mai 
1498  in  Lübeck  versammelt  war.  Dieser  schlug  vor,  den  Hol- 
ländern und  Brabantern  eine  Zeit  lang  weder  Kauf  noch  Verkauf 
in  den  Hansestädten,  noch  Ausfuhr  von  dort  zu  gestatten.  Diese 
Maßnahme  werde  geeignet  sein , die  Exekution  des  Portinari- 
Urteils  zu  verhindern  und  den  Hansen  bessere  Handelsbedingungen 
in  Holland  und  Brabant  zu  verschaffen;  denn  die  Holländer  und 
Brabanter  könnten  das  Ostseegebiet  gar  nicht  entbehren2. 

Unter  den  auszuschließenden  Niederländern  wurden  die 
Flandrer  nicht  erwähnt.  Das  Kontor  hoffte  wohl,  daß  Flandern 
bei  einem  hansisch  - holländischen  Konflikte  auf  der  Seite  der 
Hansen  stehen  und  der  hansische  Verkehr  aus  Holland  und  Brabant 
sich  wieder  mehr  dorthin,  besonders  nach  Brügge,  ziehen  werde. 
Außerdem  war  der  Aktivhandel  Flanderns  im  Ostseegebiet  sehr 
gering. 

Mit  der  Ausschließung  der  Holländer  und  Brabanter  erklärte 
sich  Lübeck  natürlich  einverstanden.  Ihm  folgten  die  wendischen 
Genossen,  ferner  einige  sächsische  und  westfälische  Städte,  so  daß 
die  Preußen  mit  ihrer  Weigerung  allein  standen.  Die  Danziger 
Ratssendeboten  brachten  von  Hause  die  schriftliche  Weisung  mit. 
in  eine  zeitweilige  Zurückziehung  des  Kontors  und  das  Verbot  der 
flämischen  Laken  in  den  Hansestädten  zu  willigen.  Denn  das 
flandrische  Geschäft  spielte  für  Danzig  eine  mehr  untergeordnete 
Rolle.  Sie  sollten  aber  nichts  mit  beschließen,  was  geeignet  war, 
einen  Krieg  mit  Burgund  heraufzubeschwören.  Mündlich  hat  der 
Danziger  Rat  seinen  Gesandten  sicherlich  die  Ausschließung  der 

1 HR.  III  3 Nr.  319;  734;  321;  322;  324;  327;  326.  HUB.  XI 
S.  596  A.  3;  752  A.  2:  Auch  Leyden  wünscht  den  Frieden  bewahrt 
zu  sehen. 

2 HR.  III  4 Nr.  79  §§  37,  38,  40,  136,  142,  153. 
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Holländer  als  eine  derartige  Maßnahme  bezeichnet1.  Aus  diesem 
Grunde  verharrten  sie  wie  die  übrigen  preußischen  Ratssende- 
boten  während  der  Tagung  bei  der  Behauptung,  sie  seien  nicht 
genügend  bevollmächtigt  und  müßten  daher  die  Sache  erst  ad 
referendum  nehmen.  Sehr  gern  betonten  die  Danziger  Ratssende- 
boten  auch,  daß  es  den  preußischen  Städten  allein  nicht  zustehe, 
die  Holländer  aus  Preußen  auszuschließen,  sondern  daß  die  Land- 
schaft in  einer  so  wichtigen  Angelegenheit  mitzusprechen  habe2. 

Trotzdem  hielten  die  übrigen  Hansestädte  am  Ende  der 
Tagung  ihren  Beschluß  aufrecht.  Aber  in  der  nächsten  Zeit 
blieben  die  Danziger  bei  ihrer  ablehnenden  Haltung3.  Denn  sie 
hatten  fürs  erste  nichts  mehr  zu  fürchten,  da  es  Amsterdams  Be- 
mühungen schon  im  Juni  gelungen  war,  von  Herzog  Philipp  für 
sie  einen  weiteren  Aufschub  der  Exekution  des  Portinari-Urteils 
bis  zum  Martinstage  1499  zu  erwirken.  Auch  im  hansischen 
Westen,  den  auf  dem  Hansetage  nur  drei  westfälische  Städte  ver- 
treten hatten,  besonders  in  Köln  und  den  overysselschen  Städten 
regte  sich  jetzt  der  Widerspruch4.  Wie  im  Osten  wurden  auch 
hier  bei  einer  Störung  der  Handelsbeziehungen  zu  den  Holländern 
und  Brabantern  dauernde,  auf  der  geographischen  Lage  der  Städte 
beruhende  Interessen  verletzt. 

Bei  dieser  Gestaltung  der  Dinge  konnte  natürlich  an  eine 
Ausführung  des  Beschlusses  nicht  gedacht  werden.  Das  zeigt 
deutlich,  wie  geringe  Kraft  zum  Handeln  die  Hanse  in  ihrer  Ge- 
samtheit besaß.  Vorerst  gelang  es  allerdings,  Herzog  Philipp  im  De- 
zember 1498  zu  einem  Aufschub  der  Exekution  des  Portinari-Urteils 
für  die  ganze  Hanse  bis  zum  1.  September  1499  zu  bewegen5 

1 HR.  III  4 Nr.  80  § 2. 

2 HR.  III  4 Nr.  79  §§  137,  143,  156,  167,  219;  Nr.  81  §§  8,  9,  13,  14. 
S.  148  Anm.  2;  Nr.  8t>,  98,  99;  133;  135.  Wie  wenig  in  der  Tat  der 
Getreide  produzierende  Landadel  Preußens  geneigt  war,  den  Besuch 
der  Holländer  zu  entbehren,  hatte  schon  1444  sein  energischer  Protest 
gegen  die  Aussperrung  der  Holländer  aus  Preußen  gezeigt.  Vgl.  G„ 
Aubin,  Zur  Geschichte  des  gutsherrlich-bäuerlichen  Verhältnisses  in  Ost- 
preußen S.  58  f. 

3 1498  liefen  in  Lübeck  nur  zwei  »wenig  befriedigende  Antworten« 
Danzigs  ein:  HR.  III  4 Nr.  88,  90;  S,  148  A.  2;  95;  Nr.  101. 

4 HR.  III  3 Nr.  328;  4 Nr.  105;  92;  94;  S..147  A.  1. 

5 HR.  III  4 Nr.  105. 
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Unterdessen  bot  sich  den  hansischen  Diplomaten  Gelegenheit, 
die  Portinari-Sache  noch  in  anderer  Richtung,  als  bisher  versucht 
worden  war,  ihren  auf  die  Zurückdrängung  der  Holländer  im 
Ostseegebiete  gerichteten  handelspolitischen  Zielen  dienstbar  zu 
machen.  Es  gelang  ihnen  nämlich,  sie  mit  der  Stapelfrage  zu 
verquicken.  Der  Anstoß  dazu  ging  von  der  Stadt  Brügge  aus. 
Ihr  Handel  hatte  zum  Vorteile  Antwerpens  und  Amsterdams  in 
letzter  Zeit  sehr  gelitten1.  Sie  gedachte  daher  die  hansischen 
Kaufleute  wieder  in  größerer  Anzahl  aus  Brabant  und  Holland  in 
ihre  Mauern  zu  ziehen.  Anläßlich  ihrer  Verhandlungen  mit  Ab- 
gesandten des  englischen  Königs  in  Brügge  gelang  es  den  Ver- 
tretern der  Hansen2,  am  4.  November  1499  mit  Brügge  einen 
Vertrag  abzuschließen,  wonach  diese  Stadt  es  übernahm,  die  Erben 
Portinaris  mit  einer  Summe  von  16000  Gulden  abzufinden.  Dafür 
verpflichteten  sich  die  Hansestädte,  die  Stapelordonnanz  von  1487, 
die  Herzog  Philipp  am  14.  Oktober  1499  bestätigt  hatte,  zu  be- 
obachten 3. 

Im  Laufe  des  nächsten  Sommers  wurde  dieser  Vertrag  so- 
wohl von  den  wendischen  und  preußischen  Städten  als  auch  von 
Köln,  Reval  und  Dorpat  ratifiziert4.  Nach  unsern  früheren  Er- 
örterungen ist  jedoch  klar,  daß  nur  die  wendischen  Städte  wirklich 
an  seiner  Aufrechterhaltung  interessiert  waren.  Sie  wollten  damit 
in  erster  Linie  den  Ostseehandel  der  Holländer  treffen,  wie  Lübecks 
Bürgermeister  gegenüber  Danzigs  Ratssendeboten  betonte. 

Wie  zu  erwarten  war,  fügten  sich  die  Holländer  dem  Stapel- 
zwange nicht.  Ihrem  Widerstande  leisteten  Hansekaufleute  aus 


1 Vgl.  über  das  Sinken  der  Bedeutung  Brügges  infolge  der  Ver- 
sandung des  Swins  und  des  Rückganges  der  flandrischen  Tuchindustrie : 
Daenell,  Blütezeit  I,  351  f.  Stein,  Burgunderherzöge  S.  9 f.  Häpke,  Der 
deutsche  Kaufmann  in  den  Niederlanden  S.  26  ff.  Vogel,  Geschichte  der 
deutschen  Seeschiffahrt  I,  S.  334. 

2 Es  waren  die  Syndici  von  Hamburg  und  Lübeck,  sowie  je  ein 
Bevollmächtigter  Danzigs  und  Kölns. 

3 HR.  III  4 Nr.  150  §§  53,  58,  155  f.;  151  §§  127—130;  157  ff.  ; 
S.  271  A.  2;  176;  183  f.;  188  f.;  196.  HUB.  XI  Nr.  1175.  Vgl.  auch 
Remus,  Die  Hanse  und  das  Kontor  zu  Brügge,  Zeitschrift  des  westpreuß. 
Geschichtsvereins  XXX.  Schäfer,  HR.  III  4 S.  170  f. 

4 HR.  III  4 Nr.  210—212;  231  f.,  234;  238;  242;  S.  377  A.  2.  — 
Königsberg  ratifizierte  erst  am  2.  September  1501  (ebd.  Nr.  308). 
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den  süderseeischen  und  sächsischen  Städten  Vorschub.  Diese 
weigerten  sich,  von  ihrer  Gewohnheit  abzugehen  und  von  nun  an 
die  holländischen  Laken,  die  sie  bislang  aus  dem  Ursprungslande 
bezogen  hatten,  auf  der  Tuchhalle  zu  Brügge  zu  erstehen1.  Mit- 
glieder des  Brügger  Kontors  zogen  nach  Holland  und  führten  die 
dort  erstandenen  Tuche  zum  Stapel  nach  Brügge  oder  auf  die 
freien  Märkte  zu  Bergen  op  Zoom  und  Antwerpen,  um  sie  dort 
wieder  zu  veräußern.  Konnten  sie  sich  auch  darauf  berufen,  daß 
dieses  Verfahren  in  dem  Vertrage  nicht  verboten  worden  sei  und 
auch  von  den  Butenhansen  geübt  werde2,  so  wurden  doch  auf 
diese  Weise  die  Holländer  in  ihrer  ablehnenden  Haltung  bestärkt. 
Höhnend  wiesen  sie  auf  die  mangelhafte  Einigkeit  unter  den  Hansen 
hin  und  fragten,  weshalb  sie  denn  zum  Stapel  fahren  sollten,  so- 
lange die  Käufer  zu  ihnen  ins  Land  kämen3. 

Auch  Brabanter  aus  Herzogenbusch,  Bergen  und  Antwerpen 
kauften  Laken  in  Holland  und  setzten  sie  auf  den  freien  Märkten 
an  hansische  Kaufleute  wieder  ab4.  Auch  dagegen  mußte  man 
von  hansischer  Seite  einschreiten.  Denn  abgesehen  davon,  daß 
die  Holländer  weitere  Mengen  ihres  Tuches  im  eigenen  Lande 
veräußern  konnten,  nistete  sich  dadurch  der  Brabanter  als  lästiger 
Zwischenhändler  ein.  Man  verbot  daher  allen  Brabantern,  die  am 
Handel  nach  dem  Osten  beteiligt  waren,  in  Holland  erstandene 
Laken  auf  den  freien  Märkten  an  Hansen  zu  verkaufen.  Fügten 
sie  sich  nicht,  so  ward  ihnen  verboten,  in  den  Hansestädten  des 
Ostens  Handel  zu  treiben5. 

Wenn  auch  Reval  und  Dorpat  sich  durch  ihre  Zustimmung 
zum  Stapelvertrage  gebunden  fühlten,  so  empfanden  sie  und  Riga 
es  doch  als  recht  lästig,  von  den  Holländern  Eide  zu  verlangen, 

1 Vgl.  für  Kämpen  HR.  III  4 Nr.  281—283;  285;  287;  295  §§  4—6, 
26;  296;  303;  333;  vgl.  für  sächsische  Städte  Nr.  282;  306;  für  west- 
fälische Städte  Nr.  282;  283. 

2 Ebd.  Nr.  286;  295  § 34:  Der  wendische  Städtetag  vom  März  1501 
stellte  sich  sogar  auf  die  Seite  der  Beklagten.  Nur,  wenn  der  Kaufmann 
Mittel  und  Wege  finden  würde,  auch  den  butenhansischen  Lakeneinkauf 
in  Holland  zu  unterbinden,  könne  man  ihn  den  Mitgliedern  des  Kontors 
verbieten. 

3 HR.  III  4 Nr.  282 ; 295  § 8. 

4 HR.  III  4 Nr,  334  §§  5,  6,  9.  10,  15. 

5 Ebd.  Nr.  334  §§  5,  10. 

Lahaine. 
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daß  diese  die  Stapelwaren  zuerst  nach  Brügge  führen  würden. 
Das  ist  bei  der  starken  Frequenz  ihrer  Häfen  durch  diese  ver- 
ständlich. Heißt  es  doch,  daß  im  Sommer  1497  die  Holländer  von 
allen  Gästen  Reval  am  zahlreichsten  besucht  hätten5.  Klagen 
darüber,  daß  aus  dem  Osten  kommende  Kaufleute  das  Stapelgebot 
mißachtet  hätten,  lassen  immer  wieder  das  Interesse  derselben  am 
Handel  mit  Holland  erkennen1 2. 

Scharf  ging  man  in  den  Ostseestädten  gegen  ungehorsame 
Holländer  vor;  Danzig  belegte  Amsterdamer  Laken,  die  nicht  den 
Stapel  passiert  hatten,  mit  Beschlag3.  Seit  dem  1.  Mai  1501 
wurden  in  Brügge  alle  zum  Stapel  gebrachten  Laken  mit  einem 
Bleilot  versehen.  Nur  solche  besiegelten  Laken  durften  in  den 
österschen  Städten  zum  Verkauf  ausgeboten  werden4 5 6.  Die  Hol- 
länder wußten,  daß  Großes  für  sie  auf  dem  Spiele  stand,  wenn  sie 
auch  übertrieben  in  ihrer  Behauptung,  daß  die  Städte  darauf  aus- 
gingen, »umme  de  Holländer  geheill  unde  all  uuther  värt  to 
drengen«5.  Leyden,  Haag  und  Hoorn  taten  sich  auf  eifriges  Be- 
treiben Amsterdams  zusammen  und  verboten  ihren  Bürgern,  Laken 
nach  Brügge  zum  Stapel  zu  führen6. 

Entscheidend  aber  wurde  für  die  ganze  Angelegenheit  die 
Sinnesänderung  des  Herzogs.  Hatte  die  Stadt  Brügge  ihn  bis 


1 Ebd.  Nr.  312  §§  7 ff.;  vgl.  auch  Nr.  316.  HUB.  XI  Nr.  1056. 

2 Liv-,  Est-  u.  Kurl.  UB.,  hrsg.  v.  L.  Arbusow,  II  2 Nr.  113,  247. 

3 HR.  III  4 Nr.  290—292;  300;  302. 

4 Ebd.  Nr.  302;  295  §§  13,  40;  334.  Livl.  UB.  II  2 Nr.  113. 

5 Ebd.  Nr.  282. 

6 Die  Behauptung  des  Kontors,  diese  Städte  hätten  »dorch  grot 
vorfolch  der  von  Ampstelredamme  eyn  vorbunt  gemaket  . . . , nene 
lakene  to  vorkopen,  de  men  tom  stapele  eder  in  de  merckede  brengen 
will«  (HR.  III  4 Nr.  282),  ist  übertrieben,  vgl.  ebd.  Nr.  334  §§  5,  6,  9, 
10,  14,  15;  ferner  Nr.  345  § 1:  »dat  die  von  der  stede  van  der  Leyde 
ende  andre  van  Hollandt  . . . verboden  hadden  alle  huere  inwonende, 
eeneghe  lakenen  ten  voorseiden  maercten  oft  binnen  der  stede  van 
Brugghe  te  voerne  ofte  zendene«  ; vgl.  für  Amsterdam  HUB.  XI  Nr.  1219 ; 
vgl.  ferner  Posthumus,  Bronnen  tot  de  geschiedenis  van  de  Leidsche 
textielnijverheid,  II,  Nr.  768  §§  1,  2:  In  Leyden  wird  beschlossen  am 
5.  Oktober  1500:  Der  fremde  Kaufmann  darf  die  in  Leyden  erstandenen 
Tuche  hinführen,  wohin  es  ihm  beliebt.  Nur  muß  er  und  der  Leydener 
Verkäufer  beeidigen,  daß  dieser  an  den  Laken  keinen  Besitzanteil  mehr 
habe;  vgl.  auch  ebd.  N.  780;  768  A.  1. 
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dahin  für  ihre  Interessen  gegen  Holland  einzunehmen  gewußt,  so 
gelang  es  jetzt  den  Holländern,  ihn  für  sich  zu  gewinnen,  vor  allem 
wohl  durch  den  Hinweis  darauf,  daß  sie  sonst  die  von  ihm  ge- 
wünschte Bede  nicht  aufbringen  könnten1.  Nach  anfänglichem 
Zögern  legte  Philipp  im  Januar  1501  seine  Bestätigung  des  Stapel- 
vertrages dahin  aus,  daß  er  dadurch  »die  Freiheit  der  Holländer 
und  Friesländer  in  keiner  Weise  habe  beeinträchtigen  wollen«, 
und  gestattete  ihnen  »den  vollständig  freien  Verkehr  mit  jedermann 
und  überall  hin  aus  allen  Häfen  Hollands  und  Frieslands  für  alle 
Waren,  auch  die  Stapelgüter,  ohne  daß  sie  dadurch  der  im  Stapel- 
vertrage festgesetzten  Strafe  verfallen  seien« 2. 

Es  ist  wieder  bezeichnend  für  die  Richtung  ihrer  Handels- 
interessen, daß  die  Holländer  nun  zuerst  bei  Danzig  mit  ihren  Be- 
mühungen einsetzten,  um  die  Hanse  zur  Aufgabe  des  Stapelzwanges 
zu  veranlassen.  Sicherlich  auf  ihre  Veranlassung  machte  der 
Herzog  Danzig  von  seiner  Sinnesänderung  Mitteilung  und  forderte 
es  auf,  die  seinerzeit  arrestierten  Amsterdamer  Laken  wieder  frei- 
zugeben. So  leichten  Kaufes  waren  indessen  weder  Lübeck,  das 
durch  Danzig  hiervon  in  Kenntnis  gesetzt  wurde,  noch  das  flandrische 
Kontor  gesonnen,  ihre  Erfolge  über  die  Holländer  aus  der  Hand 
zu  geben.  Sie  suchten  zunächst  die  Bekanntmachung  des  Herzogs 
dilatorisch  zu  behandeln  und  forderten  Brügge  und  den  Kaufmann 
auf,  Gegenvorstellungen  zu  machen3. 

Das  Kontor  zu  Brügge  war  der  Ansicht,  die  Deklaration  des 
Herzogs  befreie  die  Holländer  nur  von  der  für  Übertretungen  des 
Stapelgebotes  zu  entrichtenden  Buße.  Allein  es  sollte  nicht  Recht 
behalten.  Auf  weitere  Klagen  der  Holländer  erfolgte  im  August 
und  September  die  Sendung  des  Johann  Sucket,  der  in  den  öster- 
schen  Städten  die  Erklärung  des  Herzogs  bekannt  geben  und  Vor- 
stellungen machen  sollte  gegen  die  fernere  Einbeziehung  der  Hol- 
länder in  den  Stapel  vertrag 4.  Er  wurde  beschwichtigt  durch  den 
Hinweis  auf  die  im  März  oder  April  1502  geplante  Tagfahrt. 

1 HR.  III  4 Nr.  289;  282;  284;  287;  für  später  Nr.  334  z.  B.  § 21. 
Posthumus,  Bronnen  II,  760;  759  § 9;  771.  HUB.  XI  Nr.  1230  § 2. 
S.  752  A.  2. 

2 HR.  III  4 Nr.  289. 

3 Ebd.  Nr.  290;  297—300. 

4 HR.  III  4 Nr.  304;  307;  331;  321;  S.  432  A.  1;  Nr.  323;  327. 

3* 
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Aber  die  Holländer  ließen  nicht  locker.  Um  sie  seinen  Geld- 
forderungen gefügiger  zu  machen,  mußte  der  Herzog  seiner  vor- 
jährigen Erklärung  über  den  Stapel  zu  Anfang  1502  ein  Exeku- 
torialmandat  folgen  lassen.  Mitte  März  ward  es  in  Brügge  ver- 
kündigt *. 

Bislang  hatten  Lübeck  und  Hamburg  zäh  und  streng  daran 
festgehalten,  daß  auch  die  Holländer  sich  den  Stapelordnungen  zu 
fügen  hätten.  Das  Exekutorialmandat  des  Herzogs  ließ  sie  er- 
kennen, daß  ihnen  bei  fernerer  Nichtachtung  seiner  Deklaration 
von  1501  ein  Kampf  mit  ihm  bevorstehe.  Da  lenkten  sie  ein, 
offenbar,  weil  sie  davor  zurückschreckten.  Am  18.  Juni  teilten 
die  wendischen  Städte  der  Stadtverwaltung  von  Brügge  mit,  daß 
sie  den  Versuch,  die  Holländer  unter  den  Stapelzwang  zu  beugen, 
als  mißlungen  betrachteten.  Sie  hätten  daher  beschlossen,  einst- 
weilen auch  die  Hansen  nicht  mehr  zur  Beobachtung  der  Stapel- 
bestimmungen heranzuziehen ; das  sei , so  fügten  sie  mit  Recht 
hinzu,  durchaus  notwendig,  damit  die  Hansen  dem  Wettbewerb 
der  Holländer  gewachsen  blieben2. 

Zwar  versuchte  das  Kontor,  dem  wie  Brügge  mit  dem  Miß- 
lingen des  Stapelplanes  eine  Aussicht  auf  Sanierung  seiner  miß- 
lichen Vermögensverhältnisse  genommen  war,  die  Hansen  weiter 
zur  Beachtung  der  Stapelordnung  zu  zwingen.  Der  wendische 
Städtetag  vom  Februar  1503  bestimmte  indessen,  daß  sie  nicht 
mehr  dazu  verpflichtet  seien3.  Natürlich  verzichteten  die  Hansen 
nicht  endgültig  auf  die  Durchführung  ihres  alten  Planes,  sondern 
stellten  ihn  nur  einstweilen  zurück.  »Venient  aliqui,  ut  confido, 
meliores  anni,  quando  nostra  pacta  jam  languentia  convalescent,« 
schrieb  Dr.  Krantz,  der  als  Syndikus  von  Hamburg  die  Stapel- 
verhandlungen mit  Brügge  geleitet  hatte,  sicherlich  nicht  nur  zum 
Tröste  an  den  Brügger  Bürgermeister4. 

Die  im  Laufe  des  Streites  vielfach  zutage  getretene  Uneinig- 
keit5 innerhalb  der  Hanse  hatte  bewirkt,  daß  die  Furcht  vor  ihrer 

1 Ter  Gouw  III,  S.  328.  Posthumus,  Bronnen  II  Nr.  777;  780;  782. 
HR.  III  4 Nr.  289  Stückbeschreibung. 

2 HR.  III  4 Nr.  343  und  S.  456  A.  2.  Nr.  332. 

3 Ebd.  Nr.  372  §§  19,  20. 

4 Ebd.  Nr.  338;  vgl.  auch  Nr.  332. 

6 Vgl.  das  Schreiben  des  A.  Krantz  an  Brügge : HR.  III  4 Nr.  330 ; 
ebenso  urteilt  Pakebusch,  sein  Lübecker  Kollege;  ebd.  Nr.  325. 
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Macht  im  Auslande  nicht  mehr  so  groß  war  wie  früher.  Der 
Hauptgrund  für  die  Niederlage  der  Hanse  aber  lag  in  dem  Um- 
stande, daß  es  den  Holländern  gelungen  war,  das  Interesse  ihres 
Fürsten  für  sich  nutzbar  zu  machen.  Von  dem  Augenblicke  an 
war  für  den  Herzog  der  Stapelvertrag  nichts  weiter  als  ein  Blatt 
Papier.  Die  Hanse  aber  fand  nirgends  den  starken  Arm,  der 
ihren  Gegner  zur  Beobachtung  seiner,  ihr  gegenüber  eingegangenen 
Verpflichtungen  gezwungen  hätte. 

Im  Norden  kamen  die  Holländer  in  diesem  Zeiträume  wieder 
einen  Schritt  vorwärts.  1490  gestand  König  Johann  ihnen  und 
besonders  den  Amsterdamern  freien  Handel  und  Verkehr  in  Däne- 
mark, Norwegen,  besonders  in  Bergen,  auf  den  Shetland-Inseln 
und  Island  gleich  den  hansischen  Kaufleuten  zu.  Allerdings  wurde 
diese  Verfügung  auf  Vorstellungen  des  Kontors  zu  Bergen  noch 
im  selben  Jahre  dahin  eingeschränkt,  daß  die  Holländer  in  Bergen 
nur  auf  drei  Grundstücken  Handel  treiben  durften.  Daran  haben 
sich  diese  indessen  nicht  gehalten,  sondern  in  den  nächsten  Jahren 
längs  des  ganzen  Strandes  ihre  Waren  feilgeboten.  Ende  1498 
bestätigte  ihnen  Johann  das  Privileg  und  gewährte  ihnen  dazu 
Freiheit  vom  Strandrechte  während  seiner  Lebenszeit.  Indessen 
scheint  ihr  Anteil  am  norwegischen  Geschäft  doch  noch  ziemlich 
gering  gewesen  zu  sein  neben  dem  des  Kontors  zu  Bergen,  dessen 
Übergewicht  noch  1504  von  ihnen  selbst  bezeugt  wurde:  »de  cop- 
man  uth  den  Hensesteden  so  stargk  dar  (seil,  in  Bergen)  is,  also 
dat  se  weinich  den  koningk  achten«1. 

1 HUB.  XI  Nr.  350;  1107  f.  HR.  III  2 Nr.  369;  3 Nr.  336  § 13; 
5 Nr.  1 § 137. 


Lebenslauf. 


Ich,  der  Verfasser  vorliegender  Abhandlung,  Ludwig 
Reinhold  Carl  Lahaine,  evangelisch-lutherischer  Konfession,  wurde 
am  24.  Dezember  1889  zu  Hamburg  als  ältester  Sohn  des  Kauf- 
mannes Ludwig  Lahaine  und  seiner  Ehefrau  Hedwig,  geb.  Meißner, 
geboren.  Von  1904 — 10  besuchte  ich  das  Hamburger  Lehrer- 
seminar. Nach  Ablegung  der  ersten  Lehrerprüfung  war  ich  seit 
Ostern  1910  im  hamburgischen  Schuldienste  tätig.  Michaelis  1911 
bestand  ich  als  Fremder  die  Reifeprüfung  am  Realgymnasium  des 
Johanneums  in  meiner  Vaterstadt  und  widmete  mich  von  nun  an 
dem  Studium  der  Geschichte,  Germanistik,  Theologie  und  Philo- 
sophie an  den  Universitäten  Berlin  (L911— 12)  und  Kiel  (1912—15). 
Seit  Oktober  1915  stehe  ich  im  hamburgischen  höheren  Schuldienste. 
Am  16.  Dezember  1916  legte  ich  in  Kiel  die  Prüfung  pro  facultate 
docendi  ab,  am  3.  August  1917  in  Münster  das  examen  rigorosum. 

Meine  akademischen  Lehrer  waren  in  Berlin  die  Herren 
Professoren  und  Dozenten  Baesecke,  A.  v.  Harnack,  Lasson, 
Lenz,  E.  Meyer,  R.  M.  Meyer,  E.  Norden,  W.  Norden,  Pereis, 
Roethe,  D.  Schäfer,  E.  Schmidt  (f),  Tangl,  v.  Wilamowitz- 
Moellendorf,  in  Kiel  Baumgarten,  Bethe,  Daenell,  Deussen,  Gering, 
Hermelink,  Kauffmann,  Kern,  Leipoldt,  Martius,  Mensing,  Rachfahl. 
Rodenberg,  Sellin,  Strack  (f),  Wolff. 

Ihnen  allen,  insbesondere  aber  den  Herren  Professoren.! 
Daenell  und  Rodenberg,  die  mir  auch  bei  der  Abfassung  vor-i 
liegender  Arbeit  mit  Rat  und  Tat  zur  Seite  standen,  sage  ich 
herzlichen  Dank  für  die  mannigfache  Förderung,  die  mir  ihrjj 


Unterricht  gebracht  hat. 


lij 
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